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Liebe Leserinnen und Leser,
derzeit sind in der politischen vor al-

lem zwei Themen dominiert. 
Erstens: der Drohnenfund am Flug-

hafen Leipzig/Halle und die daraufhin 
sofort  erfolgten  Schuldzuweisungen 
an Russland. Ohne stichhaltige Bewei-
se  vorzulegen,  hat  die  Bundesregie-
rung hier eine bisher nie dagewesene 
Eskalationsspirale gegen Russland an-
gestoßen.  Dabei  spricht  vieles  dafür, 
dass es sich hierbei um eine typische 
„False  Flag“-Operation  gehandelt  hat, 
wie  sie  in  der  Vergangenheit  bereits 
bei vielen Kriegen als Vorwand diente. 
Als  Beispiel  kann  hier  der  fingierte 
Überfall  auf  den  Sender  Gleiwitz  am 
31. August 1939 genannt werden. Die 
Unglaubwürdigkeit  dieser  Geschichte 
spielte  für  die  propagandistische 
Rechtfertigung  des  deutschen  Über-
falls auf Polen bekanntlich keine Rolle.

Inwieweit diese Geschichte (zum jet-
zigen  Zeitpunkt)  als  aktive  Kriegsvor-
bereitung gegen Russland anzusehen 
ist,  sei  hier  dahingestellt.  Kaum  zu 
übersehen ist aber, dass der Ukraine-
krieg seitens der NATO nicht mehr als 
„Stellvertreterkrieg“,  sondern ganz of-
fen  mit  der  Belieferung von Angriffs-
waffen gegen Russland geführt wird.

Sicher  ist  wohl  die  innenpolitische 
Funktion  der  entfachten  Hysterie  mit 
„hybriden“  russischen  Bedrohungen. 
Dazu gehört  z.B.  die Verstärkung der 
Geheimdienstbefugnisse in einer Wei-
se, die an historische „Vorbilder“ erin-
nert, ungeachtet der durch das Grund-
gesetz eigentlich vorhandenen Barrie-
ren zum Schutz individueller Freiheits-
rechte. 

Zweitens  kann  der  Zulauf  für  die 
AfD,  wie er sich gerade mit dem Wah-
lerfolg bei  der Landtagswahl  in Sach-
sen-Anhalt gezeigt hat,  nicht losgelöst 
vom  vorgenannten  Thema  betrachtet 
werden. Parallel zum Feindbild „Putin”, 
mit  dem  man  keinesfalls  reden  darf, 
wird  die  AfD  hierzulande  als  Bedro-
hung der  Demokratie  dargestellt.  Bei 
einer  unvoreingenommenen  Bewer-
tung  der  AfD ergibt  sich  jedoch  eine 
sehr differenzierte Sichtweise. Da wäre 
zunächst  die  Feststellung,  dass  diese 
Partei  programmatisch extrem milita-
ristisch  geprägt  ist.  Hierzu  verweisen 
wir  auf  frühere Beiträge im Friedens-
Journal. 

Beispielsweise  erfolgte  dies  in  der 
Ausgabe Nr. 2/2023, die allerdings den 
Titel „Extremismus der bürgerlichen Mit-
te“ trug. Damit haben wir bereits frü-
her  den  Kern  des  Problems  deutlich 
gemacht: Während ausgerechnet eine 
rechtsextreme  Partei  im  Bundestag 
gegen das  Feindbild  Russland  erfolg-
reich  auf  Stimmenfang  gehen  kann, 
trägt die Politik der „bürgerlichen Mit-
te“  viele  Merkmale  dessen,  was  auch 
für  den  deutschen  Faschismus  prä-
gend war: offene und aktive Kriegsvor-
bereitung,  gesellschaftliche  Formie-
rung und reaktionärer Staatsumbau. 

Im Umgang mit der AfD zeigt  sich 
auch  eine  ausgeprägte  Doppelmoral, 
wenn  man  die  hierzulande  in  Politik 
und Medien weitestgehende Ignoranz 
bzw. Relativierung von Bandera-Kult in 
der  Ukraine  und  den  faschistischen 
Terror  gegenüber  Palästinensern 
durch Israel sieht.

Der Verdacht drängt sich auf,  dass 
die  AfD-Hysterie  vor  allem  darin  be-
gründet liegt, dass diese Partei als par-
lamentarisch  relevante  Oppositions-
partei (noch) nicht auf transatlantische 
„Kriegstüchtigkeit“  gewendet  worden 
ist. Der „Hauptfeind im eigenen Land“ 
ist deshalb nicht die AfD, sondern der 
praktizierte Kriegskurs und damit ein-
her gehender Demokratie- und Sozial-
abbau.  Diese  Entwicklung  kann  von 
der politischen Klasse nur fortgesetzt 
werden, wenn unser Widerstand nicht 
wesentlich verstärkt wird. 

Bei den zahlreich anstehenden Pro-
testaktionen im Herbst spielen die Ge-
werkschaften, die schon immer als Teil 
der  Friedensbewegung  angesehen 
wurden, eine zentrale Rolle. Trotz der 
immer aktiver  werdenden Friedensin-
itiativen  wird  bei  den  bundesweiten 
Demos  gegen  Sozialabbau am 26.09. 
dem engen Zusammenhang zwischen 
Aufrüstung  und  Sozialabbau  noch 
nicht  die  notwendige  Bedeutung bei-
gemessen. Die derzeitige Russophobie 
soll natürlich auch dafür sorgen, dass 
die Menschen die Hochrüstung zumin-
dest  hinnehmen.  Wir  als  Friedensbe-
wegung müssen uns dafür einsetzen, 
dass  bei  den bundesweiten Friedens-
demos  am  3.  Oktober  in  Berlin  und 
Stuttgart viele gewerkschaftliche Initia-
tiven präsent sind. 

Karl-Heinz Peil
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„Europa baut den Sozialstaat ab, um einen Kriegsstaat aufzubauen“
Interview mit Fabian Scheidler (Deutsche Fassung: Nachdenkseiten)

Das  Buch  von  Fabian  Scheidler  „Frie-
denstüchtig. Wie wir aufhören können, un-
sere Feinde selbst zu schaffen“ ist im Okto-
ber 2025 erschienen. Es ist auch in spani-
scher Übersetzung erschienen.  Bezugneh-
mend darauf erschien im im Original beim  
unabhängigen  Online-Medium  La  Marea  
das nachfolgende Interview, das am 11.8.  
bei  den  Nachdenkseiten  in  deutscher  
Übersetzung übernommen wurde.  

In Ihrem Buch identifizieren Sie ein ge-
meinsames Muster, das sich durch schein-
bar unterschiedliche Ereignisse zieht – 
vom 11. September über die Pandemie bis  
hin zum Ukraine-Krieg oder dem Krieg in 
Gaza. In all diesen Fällen beobachten Sie 
eine Ausweitung der Ausnahmebefugnisse 
des Staates und eine zunehmende Militari-
sierung der Politik. Glauben Sie, dass hin-
ter diesem Prozess eine bewusste Rationa-
lität steckt oder eher eine Fähigkeit der Eli-
ten, unvorhergesehene Ereignisse zu in-
strumentalisieren?

F.S.:  Ich glaube nicht, dass es vor 20 
oder 30 Jahren eine Gruppe von Men-
schen gab, die um einen Tisch herum-
saß  und  einen  permanenten  Ausnah-
mezustand entwarf, weil sie den Nieder-
gang  des  Westens  oder  das  globale 
Chaos  vorausgesehen  hätten.  Die  Ge-
schichte ist weitaus komplexer als das. 
Sie funktioniert nicht nach perfekt aus-
gearbeiteten Plänen.

Was wir jedoch beobachten, ist, dass, 
wenn traumatische Ereignisse eintreten 
–  der  11.  September,  eine  Pandemie 

oder  ein  Krieg  –,  diese  Ereignisse 
schnell  dazu  genutzt  werden,  be-
stimmte Machtstrukturen zu festigen, 
denn  dies  entspricht  den  Interessen 
der  politischen  und  wirtschaftlichen 
Eliten.

Die Pandemie ist ein gutes Beispiel 
dafür. Manche fragen sich, warum ich 
sie in ein Buch über Krieg und Frieden 
einbeziehe. Der Grund dafür ist, dass 
die gesamte Rhetorik, die in jenen Jah-
ren zum Einsatz kam, eine Kriegsrhe-
torik war. Emmanuel Macron ging so 
weit  zu  erklären,  Frankreich  befinde 
sich „im Krieg gegen das Virus“. 

Er  tat  dies zu einem Zeitpunkt,  als 
die  Gelbwesten-Bewegung  die  politi-
sche Ordnung Frankreichs infrage ge-
stellt und eine sehr starke soziale Mo-
bilisierung angeführt  hatte.  Der Aus-
nahmezustand diente auch dazu, die-
sen Konflikt einzudämmen.

Ähnliches  geschah  mit  dem  soge-
nannten  Krieg  gegen  den  Terror. 
François Hollande räumte ein, dass ei-
nige der zur Terrorismusbekämpfung 
eingeführten  Maßnahmen  letztend-
lich während des Pariser Klimagipfels 
2015 gegen Klimaaktivisten eingesetzt 
wurden.

Es gibt eine wiederkehrende Logik. 
Es  kommt  zu  einer  Krise  und  diese 
Krise wird genutzt, um die Exekutivge-
walt zu stärken, die Macht der Unter-
nehmen  auszuweiten  und  enorme 
Mengen  öffentlicher  Mittel  an  be-
stimmte  private  Interessen  umzulei-
ten.

Wir haben dies im Krieg gegen den 
Terrorismus gesehen, in dem der mili-
tärisch-industrielle Komplex einer der 
großen Nutznießer war. Wir haben es 
auch  während  der  Pandemie  gese-
hen,  als  Branchen  wie  die  großen 
Pharmaunternehmen  oder  Technolo-
giekonzerne  enorme Vorteile  erlang-
ten.

Und all dies ist besonders relevant, 
da wir eine strukturelle Krise des Kapi-
talismus durchleben, die meiner Mei-
nung nach mindestens seit  2008 an-
dauert.  Immer  mehr  Unternehmen 
sind  auf  staatliche  Subventionen,  öf-
fentliche  Rettungsmaßnahmen  oder 
Regierungsaufträge  angewiesen.  Die 
Ausnahmezustände sind zu Mechanis-
men  für  den  massiven  Transfer  von 

Ressourcen an diese Machtstrukturen 
geworden.

Die  Bankenkrise  war  ein  weiteres 
Beispiel.  Öffentliche  Gelder  werden 
verwendet,  um  große  private  Unter-
nehmen zu retten. So funktioniert ein 
Großteil des heutigen Kapitalismus.

Allerdings scheinen einige der Grundsät-
ze, die die europäische Wirtschaftspoli-
tik nach der Finanzkrise bestimmt ha-
ben, derzeit überdacht zu werden. 
Deutschland hat seine verfassungsrecht-
lichen Beschränkungen für die Verschul-
dung gelockert, und Europa scheint sich  
von einigen der Regeln zu lösen, die es 
jahrelang verteidigt hat. Interpretieren 
Sie diese Veränderungen als eine Kor-
rektur oder einfach als eine Anpassung 
an neue Prioritäten?

F.S.: Ich glaube nicht, dass sie allzu 
viel  aus  der  Finanzkrise  gelernt  ha-
ben. Viele bedeutende Stimmen war-
nen  weiterhin  vor  der  Möglichkeit 
neuer Bankenkrisen.

Was  in  Deutschland  allerdings  ge-
schehen  ist,  ist  eine  Änderung  des 
Grundgesetzes, um die Schuldenober-
grenzen aufzuheben, wenn es um die 
Finanzierung der Militarisierung geht. 
Die  Grünen  fügten  zudem  Ausnah-
men  in  Bezug  auf  die  Nachrichten-
dienste hinzu.

Das Ergebnis ist ganz klar. Für den 
Großteil  der  Bevölkerung  wird  die 
Austeritätspolitik  aufrechterhalten, 
während die  Beschränkungen aufge-
hoben  werden,  wenn  es  um  Mili-
tärausgaben geht.

Wir  kommen  in  eine  Situation,  in 
der  wir  einen  Großteil  des  europäi-
schen Sozialstaats  zerstören können, 
während wir dem Militär praktisch un-
begrenzte  Mittel  zur  Verfügung stel-
len.

Ich  erinnere  mich  an  eine  Schlag-
zeile der Financial Times, die diese Lo-
gik sehr gut zusammenfasste. Sie lau-
tete  sinngemäß,  dass  Europa seinen 
Sozialstaat abbauen müsse, um einen 
Kriegsstaat  aufzubauen.  Genau  in 
diese Richtung bewegen wir uns.

Wenn der Nationalstaat und der Kapita-
lismus Teil ein und derselben histori-
schen Architektur sind, auf welchen 
Grundlagen könnte dann eine andere 
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Sicherheitspolitik aufgebaut werden? Exis-
tiert eine Alternative, die nicht die Logik 
des geopolitischen Wettbewerbs zwischen 
Staaten reproduziert?

F.S.: Den Nationalstaat zu überwinden 
ist  eine ebenso gewaltige Aufgabe wie 
die  Überwindung des  Kapitalismus,  da 
beide  Teil  ein  und  derselben  histori-
schen Struktur sind. Sie sind keine von-
einander unabhängigen Phänomene.

Ich  weiß  nicht,  ob  der  Kapitalismus 
und der  moderne Nationalstaat  dieses 
Jahrhundert  überdauern  werden.  Was 
ich allerdings weiß, ist, dass beide eine 
tiefe  Krise  durchlaufen  und  dass  die 
Antwort  der  Eliten  darin  besteht,  sich 
auf  dauerhafte  Formen  des  Ausnah-
mezustands  und  sogar  des  Kriegszu-
stands  zuzubewegen.  Genau  deshalb 
glaube ich, dass wir gegen diesen mili-
taristischen  Kurs  Widerstand  leisten 
müssen.

Für  die  Linke  bedeutet  dies,  das 
Thema Frieden wieder zu einem zentra-
len Anliegen zu machen. In Deutschland 
zum  Beispiel  hat  ein  bedeutender  Teil 
der  Linken  diese  Frage  zurückgestellt, 
weil  man glaubt,  sie führe zu internen 
Konflikten oder medialen Schwierigkei-
ten. Aber wenn die europäischen Regie-
rungen weiter in diese Richtung voran-
schreiten, wird die Militarisierung letzt-
endlich die materiellen Grundlagen des 
Sozialstaats zerstören.

Deshalb müssen wir eine neue politi-
sche Koalition aufbauen, die Frieden, so-
ziale Gerechtigkeit, den Ausbau des So-
zialstaats,  die  Begrenzung  der  Macht 
der Konzerne und internationale Diplo-

matie  miteinander  verbindet.  Ohne 
Frieden  wird  es  unmöglich  sein,  die 
Klimakrise oder die ökologische Krise 
anzugehen. Die für diese Transforma-
tionen notwendigen Ressourcen wer-
den verschwinden. Alles hängt zusam-
men.

In einem gewissen Sinn müssen wir 
die ursprüngliche Intuition der  euro-
päischen Umweltbewegung wiederbe-
leben,  die  Frieden,  Demokratie,  sozi-
ale Gerechtigkeit und Kapitalismuskri-
tik als Teile derselben Agenda mitein-
ander verband.

Aber selbst politische Kräfte, die ur-
sprünglich entstanden sind, um den 
herrschenden Konsens infrage zu stel-
len, scheinen sich letztendlich doch dar-
an anzupassen. Dies wurde beispielswei-
se der Partei Podemos in Städten wie 
Cádiz vorgeworfen, wo ein Diskurs des 
Wandels neben dem Eintreten für Indus-
triezweige existierte, die mit der Rüs-
tungsproduktion verbunden sind – auf-
grund ihrer Bedeutung für die lokale Be-
schäftigung. Wie lässt sich dieses Span-
nungsverhältnis zwischen gesellschaftli-
chem Wandel und wirtschaftlicher Ab-
hängigkeit von den bestehenden Struk-
turen auflösen?

Das ist eine sehr schwierige Frage. 
Ich  bin  ziemlich  kritisch  gegenüber 
dem System der politischen Parteien, 
auch  wenn  wir  es  nicht  ignorieren 
können, da es existiert und weiterhin 
Macht ausübt.

Mein Eindruck ist, dass jede tiefgrei-
fende  Veränderung  auch  außerhalb 

der Parteien aufgebaut werden muss, 
durch  neue  gesellschaftliche  Bünd-
nisse,  die  in  der  Lage sind,  eine an-
dere  Vision  von  Europa  zu  artikulie-
ren.

Was  mir  Hoffnung  gibt,  sind  kon-
krete Erfahrungen. Wir haben Hafen-
arbeiter in Italien und Spanien gese-
hen, die Lieferungen für den Krieg in 
Gaza blockiert haben. Wir haben Akti-
visten gesehen, die Einrichtungen des 
militärisch-industriellen Komplexes in 
Deutschland blockiert haben. Wir ha-
ben  Formen  des  Widerstands  gese-
hen, die von unten entstehen.

Wir  beobachten  auch  Widerstand 
bei jungen Menschen gegen die Mög-
lichkeit  einer  Wiedereinführung  der 
Wehrpflicht. Viele wollen sich nicht an 
diesen  geopolitischen  Konflikten  be-
teiligen.

Nichts  davon  stellt  bislang  eine 
Massenbewegung  dar,  aber  es  sind 
Elemente,  aus  denen  etwas  Anderes 
aufgebaut werden kann.

Sie sind auch der Ansicht, dass der Nie-
dergang der westlichen Hegemonie die 
Möglichkeit einer neuen internationalen  
Ordnung eröffnen könnte. Warum soll-
ten wir jedoch davon ausgehen, dass 
Mächte wie China, Indien oder die Golf-
staaten auf eine weniger dominierende 
Weise agieren werden als die westlichen  
Mächte? Inwiefern wäre eine multipola-
re Welt friedlicher?

F.S.: Multipolarität garantiert keinen 
Frieden. Sie kann auch zu Krieg füh-
ren. Tatsächlich entstanden viele der 
großen  Konflikte  der  modernen  Ge-
schichte  gerade  in  Zeiten  des  Hege-
moniewechsels.  Dies  geschah  vor 
dem Ersten Weltkrieg, vor dem Zwei-
ten  Weltkrieg  und in  vielen  anderen 
Phasen, in denen mehrere Mächte um 
die globale Führungsrolle konkurrier-
ten. Die Frage ist, ob es Faktoren gibt, 
die dieses Ergebnis verhindern könn-
ten.

China  hat  eine  andere  historische 
Entwicklung  durchlaufen.  Nicht  voll-
ständig friedlich, natürlich, aber doch 
anders  als  die  westliche  Erfahrung. 
Das Verhältnis zwischen Staat und Ka-
pital ist anders. Es gibt eine politische 
Tradition, die darauf besteht, die Kon-
trolle  über  Kapital  und Militär  durch 
die zivile Macht zu wahren.

Darüber  hinaus  ist  das  historische 
Gedächtnis  Chinas  tief  geprägt  vom 
sogenannten Jahrhundert  der Demü-
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tigung, als die westlichen Mächte inter-
venierten  und  das  Land  zerstückelten. 
Aus  chinesischer  Perspektive  besteht 
das Hauptziel darin, zu verhindern, dass 
sich so etwas wiederholt.

Das dort  vorherrschende Narrativ  ist 
nicht der Aufbau eines globalen Militä-
rimperiums, sondern die Wiederherstel-
lung der nationalen Sicherheit und Au-
tonomie  durch  die  wirtschaftliche  Ent-
wicklung. Das bedeutet nicht, dass es in 
China keine nationalistischen oder mili-
taristischen  Kreise  gäbe.  Es  gibt  sie. 
Doch es eröffnet die Möglichkeit, einen 

Krieg um die hegemoniale Nachfolge 
zu vermeiden, wie wir ihn in den letz-
ten 500 Jahren erlebt haben. Wir wis-
sen nicht, ob uns dies gelingen wird. 
Wir  wissen  nur,  dass  diese  Möglich-
keit besteht.

Und welche Rolle spielt Taiwan in dieser 
Gleichung?

F.S.:  Taiwan  ist  wahrscheinlich  der 
gefährlichste Punkt. Solange der der-
zeitige Status quo fortbesteht – mit all 
der Rhetorik, die man dem noch hin-
zufügen mag –, ist es möglich, einen 
Krieg  zu  vermeiden.  Aber  wenn  Tai-

wan formell die Unabhängigkeit erklä-
ren  würde  und  die  USA  diese  Ent-
scheidung ausdrücklich unterstützten, 
würden wir in ein völlig anderes Sze-
nario geraten.

Man sollte bedenken, dass die Ein-
China-Politik seit Jahrzehnten von den 
Vereinten Nationen, den USA und den 
meisten  Staaten  der  Welt  anerkannt 
wird. Diesen Rahmen aufrechtzuerhal-
ten,  ist  wahrscheinlich  eine  notwen-
dige Voraussetzung, um eine militäri-
sche Konfrontation mit  unvorherseh-
baren Folgen zu vermeiden.

Stepan Bandera – Warum sein 
Kult Europas Glaubwürdigkeit 

beschädigt
Europa  erklärt  den  Kampf  gegen 
Rechtsextremismus  zu  einem  seiner 
wichtigsten  politischen  Ziele.  Kaum 
eine  gesellschaftliche  Entwicklung 
wird  so  entschieden  bekämpft  wie 
Nationalismus,  Antisemitismus  und 
die  Verherrlichung  faschistischer 
Ideologien.  Politiker  beschwören re-
gelmäßig  die  historische Verantwor-
tung Europas und betonen, dass sich 
die  Verbrechen des  Nationalsozialis-
mus niemals wiederholen dürfen.
Wie kann es dann sein,  dass diesel-
ben  Regierungen  seit  Jahren  einen 
Staat  politisch,  finanziell  und  militä-
risch  unterstützen,  in  dem  Stepan 
Bandera – eine der umstrittensten Fi-
guren des Zweiten Weltkriegs – von 
großen  Teilen  der  Gesellschaft  und 
Politik als Nationalheld verehrt wird. 
Straßen, Denkmäler und Gedenkver-
anstaltungen  erinnern  an  einen 
Mann,  dessen  Name  außerhalb  der 
Ukraine  vor  allem  mit  ethnischem 
Nationalismus sowie den Verbrechen 
der  Organisation  Ukrainischer  Nati-
onalisten  (OUN)  und  der  Ukraini-
schen Aufstandsarmee (UPA) verbun-
den wird.
Besonders in Polen stößt diese Erin-
nerungspolitik seit Jahren auf scharfe 
Kritik.  Dort  gelten  die  Massaker  an 
der  polnischen  Zivilbevölkerung  in 
Wolhynien und Ostgalizien als  eines 
der  dunkelsten  Kapitel  des  Zweiten 
Weltkriegs. Dennoch ist die Bandera-
Verehrung  in  der  Ukraine  für  viele 
westliche  Regierungen  selten  ein 
Thema.
Wie passt es zusammen, dass Europa 
jede Form der Verherrlichung natio-

nalsozialistischer Ideologien im eige-
nen  Land  entschieden  verurteilt, 
gleichzeitig  aber  kaum  Kritik  daran 
übt,  wenn in  einem eng unterstütz-
ten Partnerstaat Persönlichkeiten ge-
ehrt werden, deren historische Rolle 
international  höchst  umstritten  ist? 
[…]
Mit  dem  deutschen  Angriff  auf  die 
Sowjetunion im Juni 1941 sahen viele 
ukrainische Nationalisten die Chance 
gekommen,  die  sowjetische  Herr-
schaft abzuschütteln und einen eige-
nen Staat zu errichten. Teile der OUN 
arbeiteten  zunächst  mit  dem  Deut-
schen Reich zusammen und hofften, 
Deutschland werde die Gründung ei-
nes unabhängigen ukrainischen Staa-
tes  unterstützen.  Am  30.  Juni  1941 
riefen  Anhänger  Banderas  in  Lem-
berg ein  unabhängiges ukrainisches 
Staatswesen aus.
Diese  Hoffnung  erfüllte  sich  jedoch 
nicht.  Die  nationalsozialistische  Füh-
rung  verfolgte  eigene  Pläne  für  die 
besetzten Gebiete  und lehnte  einen 
souveränen  ukrainischen  Staat  ab. 
[…]
Zu  den  dunkelsten  Kapiteln  dieser 
Zeit  gehören  die  Massaker  an  der 
polnischen  Zivilbevölkerung  in  Wol-
hynien und Ostgalizien in den Jahren 
1943 und 1944. Historiker schreiben 
Einheiten der UPA und Angehörigen 
der OUN eine zentrale Rolle bei die-
sen Verbrechen zu. Die Schätzungen 
der  Opferzahlen  reichen  –  je  nach 
Quelle – von mehreren Zehntausend 
bis  zu  über  100.000  überwiegend 
polnischen Zivilisten. Polen bewertet 
die Ereignisse heute offiziell  als Völ-
kermord. […]
Am 15. Oktober 1959 wurde Stepan 
Bandera  vor  seinem  Wohnhaus  in 

München vom KGB-Agenten Bohdan 
Staschynskyj  mit  einer  speziell  kon-
struierten  Giftwaffe  ermordet.  Sein 
Tod machte ihn für viele ukrainische 
Nationalisten endgültig zu einer Mär-
tyrerfigur. […]
Die Europäische Union hat in der Ver-
gangenheit  immer  wieder  betont, 
dass  die  Verherrlichung  totalitärer 
Regime  und  ihrer  Repräsentanten 
mit  den  europäischen  Grundwerten 
unvereinbar ist. So wurden etwa Eh-
rungen  von  Persönlichkeiten  des 
Ustascha-Regimes  auf  dem  westli-
chen Balkan wiederholt zum Gegen-
stand politischer Debatten und parla-
mentarischer  Anfragen  auf  europäi-
scher  Ebene.  Deshalb  stellt  sich  die 
Frage,  warum die Ehrung von OUN- 
und UPA-Führern in der Ukraine bis-
lang weitgehend ohne vergleichbare 
politische  Konsequenzen  geblieben 
ist. […]
In Deutschland genügt häufig bereits 
das  Auftauchen  einzelner  rechtsex-
tremer Symbole oder Fahnen bei ei-
ner  Demonstration,  um  die  öffentli-
che  Debatte  maßgeblich  zu  prägen. 
Medien  berichten  ausführlich  dar-
über,  Politiker  verurteilen  solche Er-
scheinungen scharf, und meist gerät 
dadurch die eigentliche Botschaft ei-
ner  Veranstaltung  bei  den  Medien 
und damit bei großen Teilen der Be-
völkerung in den Hintergrund. […]
Wer  bei  Freunden  großzügig  über 
historische  Verherrlichung  hinweg-
sieht,  dieselben Vorgänge bei  politi-
schen Gegnern jedoch scharf  verur-
teilt,  misst  mit  zweierlei  Maß.  Dann 
geht  es  nicht  mehr  um Werte,  son-
dern um politische Zweckmäßigkeit.

Quelle: Uwe Froschauer, Overton-Magazin  
(10.8.2026)
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Kriegstüchtige Geheimdienste
von German Foreign Policy 

Im Kontext  seiner Kriegsvorbereitun-
gen plant Berlin eine umfassende Aus-
weitung der  Handlungsspielräume von 
Auslands- wie Inlandsgeheimdienst – in-
klusive  operativer  Befugnisse,  die  bis 
jetzt der Polizei vorbehalten waren.

Wunschliste erfüllt
Die Bundesregierung will mit dem Ge-

setzentwurf  zur „Reform des Nachrich-
tendienstrechts“  die  Befugnisse  der 
deutschen Geheimdienste „in nahezu je-
dem Bereich systematisch“ erweitern, wie 
sie  in  einer  Pressemitteilung  erklärt.[1] 

Innenminister  Alexander  Dobrindt 
dankt  in  diesem  Kontext  ausdrücklich 
Verteidigungsminister  Boris  Pistorius: 
„In  enger  Abstimmung“  habe  man  es 
geschafft, das  „Nachrichtendienstegesetz  
komplett  neu  zu  schreiben“  –  und  zwar 
„geräuschlos“.[2] Das neue Gesetz erfülle 
„eine Wunschliste der Geheimdienste“, ur-
teilt  die  liberale  britische Tageszeitung 
The Guardian.[3] 

Die  Dienste  sollen  künftig  gesam-
melte Telekommunikationsdaten länger 
speichern können – Inhalte sechs, soge-
nannte Metadaten sogar zwölf Monate 
lang –, um sie auch „rückwirkend“ aus-
werten zu können.  Das Gesetz soll  zu-
dem die Auswertung erleichtern, indem 
es zum Beispiel eine KI-gestützte auto-
matisierte Auswertung erlaubt und eine 
„Abschaffung von administrativen Hür-
den“ beinhaltet. 

Die „Verwendung von Tools für den bio-
metrischen  Abgleich  von  Bilddaten,  für  
den  Einsatz  Künstlicher  Intelligenz  sowie  
für die Weiterverarbeitung von Daten für  
Forschungs- und Entwicklungszwecke“ und 
sogar die Weitergabe der Daten „an an-
dere Behörden und private Stellen“ sollen 
erleichtert  werden.  Insgesamt gehe es 
um  eine  „Stärkung  der  Zugriffsmöglich-
keiten  auf  informationstechnische  Sys-
teme“  –  vom  „intelligenten  Kühlschrank“ 
bis zum privaten Mobiltelefon und Über-
wachungskameras  im  öffentlichen 
Raum, heißt es.[4]

Operative Befugnisse
Mit dem Gesetz räumt die Bundesre-

gierung  dem  Bundesnachrichtendienst 
(BND) und dem Bundesamt für Verfas-
sungsschutz  darüber  hinaus  umfas-
sende Befugnisse ein, die laut Innenmi-
nister Dobrindt  „weit über das Sammeln  
von Nachrichten hinausgehen“.[5] Es gehe 

nicht  nur  darum,  dass  die  Dienste 
künftig  „besser  sehen  und  hören  kön-
nen“, sondern vor allem auch darum, 
„gegenüber unseren Gegnern [...]  aktiv  
handeln  zu  können“.  Neben  Online-
durchsuchungen  zählt  dazu  die  Er-
laubnis,  künftig  Daten  zu  „verfäl-
schen“  –  „selbstverständlich“,  so  der 
Minister:  „Das  ist  der  Auftrag“.  Die 
Maßnahme  ist  ein  historischer  Ein-
schnitt:  Zum  ersten  Mal  nach  dem 
Ende  des  deutschen  Faschismus  er-
halten deutsche Geheimdienste „ope-
rative Befugnisse“,  also die Erlaubnis 
zu  „aktiven  Maßnahmen“,  die  seit 
1945 strikt der Polizei vorbehalten wa-
ren. 

Zu den neuen Befugnissen zählt es 
ausdrücklich  auch,  „Tatmittel  [...]  zu 
verfälschen“; erlaubt wird zudem „die  
Manipulation  von  Warenlieferungen  
durch  Verbringung  fehlerhafter  Bau-
teile,  das  gezielte  Eindringen in  IT-Sys-
teme  von  Drohnenfabriken  oder  Che-
miewaffenlaboren  zur  Sabotage  oder  
das  Abschalten  oder  Unbrauchbarma-
chen  von  Servern  staatlicher  Hacker-
gruppen oder Disinformationsakteuren“, 
sogenannte Hackbacks [6] – alles auch 
„proaktiv“ [7].

Kritik
Das  Gesetzesvorhaben  stößt  auf 

umfassende  Kritik.  So  moniert  bei-
spielsweise  der  ehemalige  Vorsit-
zende  des  Parlamentarischen  Kon-
trollgremiums  für  die  Nachrichten-
dienste, Konstantin von Notz (Bündnis 
90/Die Grünen), es unterscheide nicht 
zwischen  polizeilicher  und  geheim-
dienstlicher  Arbeit.  Notz  befürwortet 
die  Ausweitung  der  Befugnisse  das 
Auslandsgeheimdienstes,  also  des 
BND, hält aber das Einräumen dersel-
ben  Befugnisse  für  den  Inlandsge-
heimdienst,  den  Verfassungsschutz, 
für  „rechtsstaatlich  bedenklich“,  „un-
durchdacht und gefährlich“.[8] 

Laut dem neuen Gesetz darf der In-
landsgeheimdienst  künftig  etwa  un-
bemerkt in Arzt- und Therapeutenpra-
xen eindringen. Entsprechend kritisie-
ren es die Kassenärztliche Bundesver-
einigung (KBV)  und die  Bundesärzte-
kammer scharf: Mit ihm würden „das 
Schweigerecht  des  Arztes  unterminiert  
und der schutzbedürftige Geheimnisbe-
reich  zwischen  Arztinnen  und  Ärzten  

und  Patientinnen  und  Patienten  ver-
letzt“.[9] 

Der Präsident der Landesärztekam-
mer  Hessen  sieht  in  dem  Entwurf 
„eine Missachtung der Ärzteschaft“; er 
untergrabe  das  Vertrauensverhältnis 
zwischen Arzt und Patient.[10] Dobrindt 
hält von dieser Kritik „nichts,  weil wir  
immer nur angemessen vorgehen“.[11]

 Der Deutsche Journalisten-Verband 
(DJV) kritisiert in einer Stellungnahme, 
das  Gesetzesvorhaben  nutze  „sehr 
offene Begriffe“,  sodass  „auch friedli-
che Bestrebungen“ ins Fadenkreuz der 
Dienste gelangen könnten.  Journalis-
ten  könnten  künftig  keinen  Quellen-
schutz  mehr  garantieren.  Verfas-
sungswidrig sei außerdem die „Abstu-
fung von Eingriffsschwellen nach Staats-
angehörigkeit  und  Aufenthaltsort“.  An-
ders,  als  der  Gesetzentwurf  es  vor-
sehe,  seien auch ausländische sowie 
im Ausland tätige deutsche Journalis-
ten vor den Diensten zu schützen.[12]

Mangel an Kontrolle
Die  ehemalige  Bundesdatenschutz-

beauftragte  Louisa  Specht-Riemen-
schneider wiederum warnte schon im 
Vorhinein  davor,  ihrer  früheren  Be-
hörde  die  Kontrollaufsicht  über  den 
BND zu entziehen,  um sie  im Unab-
hängigen Kontrollgremium zu zentra-
lisieren. Ulrich Kelber, Honorarprofes-
sor für Datenethik und Vorgänger von 
Specht-Riemenschneider, teilt ihre Kri-
tik: 

Die Geheimdienste „entscheiden am 
Ende“  selbst,  was  „überhaupt  kontrol-
liert  werden  darf“.  Der  Unabhängige 
Kontrollrat – künftig das einzige Kon-
trollinstrument – „wird einem verwei-
gerten  Einsichtsrecht  nichts  entge-
gensetzen  können“,  lautet  die  Ein-
schätzung des Datenschutzexperten.

Der  mit  dem Gesetzesentwurf  ein-
geführte  „Zustimmungsfall“  räume 
dem  BND  „weitreichende  Sonderbe-
fugnisse“ ein und verringere zugleich 
die  Kontrollmöglichkeiten  weiter  – 
und dies,  ohne dass  der  Bundestag, 
wie  bisher  erforderlich,  den  Span-
nungs-  bzw.  Verteidigungsfall  be-
schließen  müsste.  Kelber  sieht  darin 
eine „verfassungsrechtlich fragwürdige  
Machtverschiebung weg vom gewählten  
Parlament“.  Das  Gesetzesvorhaben, 
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das  die  Bundesregierung  gerade  auch 
mit einer angeblichen Verbesserung der 
Kontrollinstanzen bewirbt,  erwecke  bei 
ihm „schon fast den Eindruck gezielter Sa-
botage der unabhängigen Aufsicht“  über 
die Geheimdienste.[13]

Repression
Wie  seit  2014  üblich,  begründet  Do-

brindt  auch  diesen  inneren  Aufrüs-
tungsschritt mit einer Bedrohung durch 
Russland. Deutschland sei „tägliches Ziel 
hybrider  Kriegsführung“;  die  Auswei-
tung  der  Geheimdienstbefugnisse  sei 
nur  „eine Antwort auf die aktuelle Bedro-
hungslage“. 

Bei  einer  Anhörung  vor  dem  parla-
mentarischen  Kontrollgremium  hatte 
Verfassungsschutzpräsident Sinan Selen 

eingeräumt,  dass  sein  Dienst  auch 
nicht eindeutig zuzuordnende Vorfälle 
als  „hybride  Angriffe“  Russlands  ver-
bucht.[14] 

Damit wird die Unterscheidung zwi-
schen äußerem Feind und inneren Kri-
tikern  weiter  nivelliert.  Entsprechend 
könnte der Inlandsgeheimdienst  laut 
dem  neuen  Gesetz  neben  tatsächli-
chen oder angeblichen „hybriden An-
griffen“ künftig auch „erhebliche Unru-
hen in  großen Teilen  der  Bevölkerung“ 
zum Anlass für operative Maßnahmen 
nehmen. 

Berlin  rechnet  im  Kriegsfall  bei 
NATO-Truppentransporten  durch 
Deutschland an die neue Ostfront mit 
Widerstand aus der Bevölkerung.[15]

Strategische Autonomie
Deutschland  sei  bis  jetzt  abhängig 

von der Unterstützung ausländischer 
Geheimdienste,  behauptet  Innenmi-
nister Dobrindt. Von gestärkten deut-
schen  Geheimdiensten  erhofft  sich 
Berlin offenkundig eine bessere Stel-
lung  gegenüber  Washington,  Paris 
und London – weg vom Juniorpartner 
hin zum „ernstzunehmenden“ Gegen-
über auf „Augenhöhe“.[16] 

Das  Gesetzesvorhaben  solle  dazu 
beitragen,  dass  die  deutschen  Ge-
heimdienste „nicht mehr weiter hinter  
denen anderer europäischer Partner zu-
rückstehen“.  Damit  werde  Berlin  sei-
nem  „Anspruch  einer  sicherheitspoliti-
schen Führungsrolle in Europa gerecht“.
[17]

Im Zweifel Russland

Bericht von German Foreign Policy  
vom 30.10.2025 (!)

[…]  Dabei  lasten  die  Geheimdienste 
sogenannte  hybride  Angriffe  auch 
dann Russland an, wenn eine Beteili-
gung  des  russischen  Staates  nicht 
nachzuweisen ist. Verfassungsschutz-
Präsident Selen macht Russland etwa 
für Drohnenüberflüge verantwortlich, 
„auch  wenn  die  Aufklärung  noch  an-
hält“, wie er selbst einräumt. 
BND-Präsident Jäger, der vor seinem 
Amtsantritt mehr als zwei Jahre lang 
als deutscher Botschafter in der Uk-
raine  tätig  war,  äußert  dazu,  Russ-
lands  angebliche  Versuche,  auf  die 
deutsche  Innenpolitik  Einfluss  zu 
nehmen, zeichneten sich gerade da-
durch aus, dass sie „sehr schlecht zu-
rechenbar“ seien. 
Für  das  vergangene  Jahr  konnten 
Wissenschaftler  der  Universität  Lei-
den  für  ganz  Europa  44  Ereignisse 
zählen,  die  sich  eindeutig  Russland 
zuordnen  lassen.  Selen  bezeichnet 
Russland dennoch als „Hauptverursa-
cher  für  die  Vorbereitung und Umset-
zung  von  Sabotageakten  in  Deutsch-
land“.  Jäger  lässt  sich  durch  man-
gelnde  Beweise  gleichfalls  nicht 
davon abhalten, Moskau zu unterstel-
len, es betreibe einen hybriden Krieg 
mit  dem  Ziel,  Europa  –  „von  Furcht  
und Handlungsstarre gelähmt“ – in die 
„Selbstaufgabe“ zu treiben. 
Anschließend  wolle  Moskau  seine 
„Einflusszone  nach  Westen  ausweiten  

und  das  wirt-
schaftlich  viel-
fach überlegene  
Europa  in  die  
Abhängigkeit“ 
von  sich  brin-
gen.  Verfas-
sungsschutz-
präsident Selen 
vollendet  die 
Projektion  und 
unterstellt 
Russland  „re-
vanchistische  
Ziele“.

Generalverdacht
In diesem Klima einer diffusen Bedro-
hungslage meist ohne Beweise, dafür 
aber mit einem klaren Gegner hat die 
pauschalisierte  Umdeutung  von  Re-
gierungskritikern  zu  Agenten  des 
Feindes längst  begonnen.  So initier-
ten  das  Bundeskriminalamt  (BKA) 
und  der  Verfassungsschutz  gemein-
sam  die  Kampagne  „Kein  Wegwerf-
Agent werden“, deren Zielgruppe laut 
Selen  explizit  Personen  waren,  „die  
sich kritisch mit  dem Ukraine-Konflikt“ 
oder auch einfach nur „mit Russland 
befassen“. 
Es  gebe in  Deutschland eine  „Szene 
der  Unzufriedenheit“,  die  eine  „ganz 
entscheidende  Zielfläche  für  russische  
Einflussnahme“ sei,  behauptet  der 
Verfassungsschutzpräsident.  Denn 
„Unzufriedenheiten“ und Meinungen, 
die „Kritik an den bestehenden Syste-
men“  beinhalteten,  böten  „Angriffs-

punkte“ für „russische Narrative“. 
Dabei  räumt  Selen  ein,  dass  „russi-
sche Narrative“ sich nicht immer dem 
russischen  Staat  zuordnen  lassen, 
sondern  eben  auch  von  alleine 
„wachsen“.  Wichtiger  als  die  Frage 
nach  der  Verantwortung  des  russi-
schen Staates sei  die Frage,  wie die 
Geheimdienste auf diese abweichen-
den Sichtweisen reagierten. 
Selen plädiert für eine Überwachung 
und ein Screening der digitalen Platt-
formen  „auf  entsprechende  Narra-
tive“ und fordert „bessere Sanktions-
möglichkeiten“.  Jäger  behauptet, 
auch  „Migranten,  Flüchtlinge“  seien 
„politische Waffen“, die Russland ge-
zielt einsetze, um den Westen zu de-
stabilisieren.  Laut  Rosenberg  hätten 
zuletzt etwa Aktionen von „Rheinme-
tall entwaffnen“, einer Kampagne von 
Kriegsgegnern,  die  Notwendigkeit 
von  Ausweitungen  der  Befugnisse 
des MAD gezeigt.
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Das Auto der Zukunft ist nicht der Panzer
Der Beitrag von Benjamin Pestieau  er-

schien zuerst am 2. Juli 2026 auf Lava Me-
dia  (Belgien)  und  wurde  auf  etos.media  
am  17.7.2026  in  deutscher  Übersetzung  
veröffentlicht.  Nachfolgend  daraus  eine  
stark gekürzte Fassung (FJ).

Die  europäische  Automobilindustrie 
befindet  sich  in  einer  tiefen  Krise.  Zu-
nächst  muss  man  jedoch  klären,  um 
was  für  eine  Krise  es  sich  handelt.  Es 
handelt  sich  nicht  in  erster  Linie  um 
eine Ressourcenkrise.  Die Aktionäre all 
dieser  Konzerne  schwimmen  geradezu 
im Geld. Sie wurden in den letzten Jah-
ren großzügig vergütet. In der Zeit nach 
der  Corona-Pandemie  verzeichnete  die 
Mehrheit  der  europäischen Automobil-
hersteller einen erheblichen Anstieg ih-
rer Gewinne.

Bisheriges Erfolgsmodell: 
„Made in Germany“

Die europäische Automobilindustrie – 
und  insbesondere  die  deutsche  Auto-
mobilindustrie  –  stützt  sich  seit  Jahr-
zehnten auf drei Säulen: die langjährige 
Erfahrung  mit  Verbrennungsmotoren, 
die  Ausrichtung  auf  das  Premiumseg-
ment  mit  großen  SUVs  und  Modellen 
mit  hohen  Gewinnspannen  sowie  die 
außergewöhnliche  Rentabilität  des  chi-
nesischen Marktes.

Während  deutsche  Autos  früher  ein 
Synonym für Technologie  und Qualität 
waren, werden sie heute – in Testberich-
ten und in der Fachpresse – wegen ihres 
technologischen  Rückstands  kritisiert 
und manchmal sogar verspottet, insbe-
sondere in den Bereichen Elektromobili-
tät,  Batterietechnik,  Bordsoftware  und 
autonomes Fahren. Der Marktanteil der 
deutschen Automobilhersteller in China 
ist von rund 24 Prozent im Jahr 2020 auf 
rund 15 Prozent in den ersten neun Mo-
naten  des  Jahres  2024  gesunken.  Der 
chinesische Markt, der es der deutschen 
Automobilindustrie  lange  Zeit  ermög-
licht hatte, eine Produktion abzusetzen, 
die  weit  über  den  Bedarf  ihres  heimi-
schen  Marktes  hinausging  und  dabei 
beträchtliche Gewinne zu erzielen, ent-
wickelt sich nun in sein Gegenteil: Vom 
Motor der Rentabilität hin zu einem Ort, 
an dem sich sein technologischer Rück-
stand offenbart.

Mehrere Hersteller  suchen nun nach 
neuen Wachstumsfeldern in der Militari-
sierung ihrer Produktion. Die bereits zu-
vor einsetzende Entwicklung hat sich in 

den  Jahren  2025  und  2026  deutlich 
beschleunigt.  Und  diese  Entwicklung 
wird von der Politik gefördert. 

Militarisierung als industrielle 
Diversifizierung?

Dieses als bloße industrielle Diversi-
fizierung darzustellen, ist aber in sozi-
aler und wirtschaftlicher Hinsicht eine 
Sackgasse.  Das  Geld,  das  technische 
Know-how,  die  Produktionskapazitä-
ten  und  die  Lieferketten,  die  in  den 
Rüstungssektor  fließen,  fließen  nicht 
in  Batterien,  Software,  autonomes 
Fahren,  erschwingliche  Kleinwagen 
mit  Elektroantrieb  oder  das  für  die 
Energiewende  erforderliche  Strom-
netz.  Kurzfristig  kann  diese  Flucht 
nach vorn Aufträge bringen. Langfris-
tig besteht die Gefahr,  dass sich der 
Rückstand der europäischen Automo-
bilindustrie  bei  den  Fahrzeugen  der 
Zukunft weiter vergrößert.

Vor  allem  aber  entwickelt  die 
Kriegswirtschaft  ihre  eigene  Logik. 
Wie  wir  bereits  geschrieben  haben: 
„Die  Militarisierung  zum  Motor  der 
Reindustrialisierung zu machen,  wird 
entweder  zu  Krieg  oder  in  die  Krise 
führen – und in beiden Fällen zum in-
dustriellen Niedergang. Die Krise, weil 
es ohne Krieg keine dauerhaften Ab-
satzmärkte gibt. Der Krieg, weil er das 
einzige Mittel ist, um die Krise in die-
sem  Sektor  abzuwenden.  „Und letzt-
endlich zum Niedergang unserer ge-
samten Industrie, da die Militärausga-
ben auf Kosten anderer strategischer 
Investitionen für unsere Industrie ge-
hen“.

Aktuelle Krise: Kein 
technologisches Schicksal

Die aktuelle Krise ist kein technolo-
gisches  Schicksal.  Sie  ist  nicht  vom 
Himmel gefallen. Sie ist das Ergebnis 
einer kapitalistischen Logik im Zeital-
ter der Monopole: Die großen Herstel-
ler entscheiden sich dafür, eine veral-
tete  Technologie  beizubehalten,  um 
ihre  Monopolgewinne  so  lange  wie 
möglich zu sichern. Nun wollen sie die 
Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitneh-
mer  für  die  Folgen  dieser  Entschei-
dungen bezahlen lassen. Und anstatt 
massiv in das Auto der Zukunft zu in-
vestieren,  orientiert  sich  ein  immer 
größerer Teil der Branche in Richtung 
Militarisierung.

Es muss eine andere Logik durchge-
setzt  werden.  Zunächst  müssen  die 
Dividenden und  Aktienrückkäufe  aus 
den gewinnbringenden Jahren heran-
gezogen  werden.  Wenn  ein  Konzern 
Milliarden  an  die  Aktionäre  ausge-
schüttet  hat,  kann  er  die  Rechnung 
danach nicht den Arbeitnehmern prä-
sentieren. Auf die Dividenden und Ak-
tienrückkäufe,  die  die  großen  Auto-
mobilkonzerne  in  den  letzten  Jahren 
getätigt  haben,  muss  eine  Sonder-
steuer erhoben werden.  Diese Mittel 
müssen in die Forschung und Entwick-
lung, in den Übergang zu Elektro- und 
autonomen  Fahrzeugen,  in  die  Wei-
terbildung  der  Beschäftigten  und  in 
die Sicherung von Arbeitsplätzen flie-
ßen. Kein einziger Euro an staatlicher 
Hilfe  darf  an  Konzerne  fließen,  die 
Mitarbeiter  entlassen,  Werke  schlie-
ßen oder Dividenden ausschütten.

Kein sozialökologischer 
Umbau ohne industrielle Basis

Zweitens  braucht  es  einen  echten 
europäischen  Industrieplan  für  die 
Elektrifizierung des  Verkehrs:  elektri-
sche  öffentliche  Verkehrsmittel  (Bus, 
Straßenbahn,  U-Bahn,  Zug)  und  er-
schwingliche  Elektroautos.  Nicht  in 
erster  Linie  Premium-Modelle  für 
über  70.000  Euro.  Das  Ziel  besteht 
darin,  Elektrofahrzeuge  zu  produzie-
ren,  die  kleiner,  einfacher,  reparier-
bar,  materialsparend und erschwing-
lich sind. Das Ziel ist es, Elektrobusse, 
E-Bikes und Elektromotorräder zu ent-
wickeln.

Außerdem muss massiv in die mate-
riellen Voraussetzungen für die Elek-
trifizierung  investiert  werden:  CO₂-
arme  Stromerzeugung,  Stromnetze, 
Ladestationen,  Batterien,  Recycling, 
öffentlicher  Nahverkehr  und  demo-
kratische  Mobilitätsplanung.  Ohne 
reichlich vorhandene, saubere und er-
schwingliche Energie wird die Elektrifi-
zierung  weiterhin  instabil  und  un-
gleich verteilt bleiben. Es besteht die 
Gefahr,  dass  dieser  Übergang  nur 
denjenigen vorbehalten bleibt, die es 
sich leisten können,  während Arbeit-
nehmer vom Neuwagenmarkt ausge-
schlossen oder dazu verdammt sind, 
ihre  alternden  Fahrzeuge  weiter  zu 
nutzen.

Schließlich  darf  nicht  zugelassen 
werden, dass die Krise in der Automo-
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bilindustrie dazu genutzt wird, die Bran-
che  in  Richtung  Kriegswirtschaft  zu 
drängen. Die Kompetenzen der Beschäf-
tigten in der Automobilbranche sind von 
großem  Wert:  Metallurgie,  Elektronik, 
Software,  Batterien,  Montage,  Logistik, 
Wartung. Sie sollen dazu dienen, Güter 
zu  produzieren,  die  der  Bevölkerung 
nutzen, und nicht dazu, Europa in eine 
Logik der Militarisierung, der ständigen 
Aufrüstung  und  der  Konfrontation  zu 
treiben.

Die  europäische  Automobilindustrie 
hat eine Zukunft. Aber nicht, indem man 
die Branche denen überlässt, die den in-
dustriellen Wandel verpasst haben, oder 
denen, die die Branche durch Militarisie-

rung  retten  wollen. 
Es geht nicht darum, 
die  Gewinnmargen 
der  Aktionäre  zu  si-
chern.  Es  geht  nicht 
darum,  die  Automo-
bilwerke  in  Kriegs-
produktionsstätten 
umzuwandeln.  Es 
geht  darum, Arbeits-
plätze,  Fachwissen, 
Industriestandorte 
und die Fähigkeit, auf 
andere Weise zu pro-
duzieren,  zu  erhal-
ten.  Es  geht  darum,  die  Industrie  in 
den Dienst der Bedürfnisse der Bevöl-

kerung und der  Gesellschaft  zu stel-
len.

Arbeitswelt: Militarisierung und 
autoritärer Umbau

Auszug aus Artikelbeitrag von Ulrike Eif-
ler, veröffentlicht in der Wochenzeitung UZ  
vom 21.8.2026 unter dem Titel: „Von indi-
viduellen  Reflexen  zur  kollektiven  Gegen-
wehr“

Militarisierung der Arbeitswelt
Die  Militarisierung  der  Arbeitswelt 

zieht  sich  inzwischen  durch  alle  Bran-
chen. Beschäftigte der Automobilindus-
trie  finden  sich  plötzlich  in  der  Rüs-
tungsindustrie  wieder.  Hafenarbeiter 
müssen Rüstungsexporte verladen. Leh-
rer sind verpflichtet, Soldaten der Bun-
deswehr in die Schule einzuladen. Pfle-
gekräfte  lernen  die  Versorgung  von 
Kriegsverletzungen und Sachbearbeiter 
der Arbeitsagentur sind angehalten, Ar-
beitslose  in  den  militärischen  Bereich 
der Bundeswehr zu vermitteln. Mit der 
Militarisierung  der  Arbeitsverhältnisse 
verändern sich  Berufsbilder  und Tätig-
keiten. 

Für  die  Arbeit  im  Gesundheitswesen 
dient  der  hippokratische  Eid  als  ethi-
sches  Fundament.  Medizinische  Fach-
kräfte  wollen  die  Lebensqualität  der 
Menschen  verbessern.  Die  militärische 
Priorisierung  –  im  Kriegsfall  die  Blind-
darmentzündung  eines  Zivilisten  zu-
rückzustellen,  um den Durchschuss  ei-
nes  Soldaten  zu  versorgen,  damit  der 
möglichst  schnell  wieder  an  die  Front 
zurückgeschickt  werden kann – ist  das 
Gegenteil dessen, wofür Ärzte und Pfle-
gekräfte ausgebildet wurden. 

Auch Lehrkräfte wollen im Unterricht 
Goethe und Schiller behandeln, statt die 
wertvolle  Unterrichtszeit  der  Bundes-

wehr  zur  Rekrutierung  von  Jugendli-
chen  zur  Verfügung  zu  stellen.  Be-
schäftigte  der  Industrie  wollen  stolz 
darauf  sein,  dass  sie  nicht  Panzer, 
Drohnen  und  Handgranaten  herstel-
len,  sondern  Kaffeemaschinen,  Brot-
backautomaten oder Straßenbahnen. 
Und  welchen  Sinn  hat  es  noch,  Zei-
tungsartikel zu schreiben, wenn diese 
nicht  dem  gleichberechtigten  Aus-
tausch von Meinungen und Informati-
onen  dienen,  sondern  lediglich  der 
Unterordnung  unter  die  sicherheits-
politische Regierungslinie?

Die  Militarisierung  der  Arbeitswelt 
strukturiert den Konflikt zwischen den 
Klassen und geht mit einem autoritä-
ren  Umbau  am  Arbeitsplatz  einher. 
Dabei  werden  unsere  Arbeitsverhält-
nisse zum zentralen Feld der Ausein-
andersetzung um Krieg oder Frieden. 
Das zeigt nicht nur das Arbeitssicher-
stellungsgesetz, das bereits im Span-
nungsfall  das  Recht  auf  Arbeitsplatz-
wechsel und natürlich auch das Streik-
recht außer Kraft setzt,  oder das Re-
servestärkungsgesetz,  auf  dessen 
Grundlage Reservisten auch ohne ihr 
Einverständnis oder das ihres Arbeit-
gebers eingezogen werden können. 

Der  autoritäre  Umbau  am  Arbeits-
platz zeigt sich auch daran, dass sich 
die  Perspektive  der  Arbeitgeber  mit 
der des Krieges vermischt. Rüstungs-
betriebe  wollen  ungestört  für  den 
Krieg produzieren und haben ein In-
teresse an der Kriegswirtschaft. 

Kommunen  beantragen  plötzlich 
Gelder  für  die  Errichtung  der 
Kriegsinfrastruktur.  Verkehrsunter-
nehmen verbessern ihre Einnahmesi-
tuation, indem sie Busse und Straßen-

bahnen als Werbeträger für  Bundes-
wehrwerbung zur Verfügung stellen.

Gleichzeitig werden Friedenspositio-
nen am Arbeitsplatz  zunehmend un-
terdrückt.  Das zeigt  das  Beispiel  des 
Leipziger  DHL-Mitarbeiters,  der  frist-
los entlassen wurde, weil er Rüstungs-
exporte  nach  Israel  kritisierte.  Oder 
die  Berliner  Hochschuldozenten,  die 
auf  den  politischen  Listen  des  Bun-
desbildungsministeriums  landeten, 
nachdem sie sich mit ihren palästina-
solidarischen  Studierenden  solidari-
siert hatten. 

Das  zeigt  das  Beispiel  des  hessi-
schen  Mathematiklehrers,  der  sus-
pendiert wurde, weil er auf Instagram 
gegen den Genozid in Gaza Stellung 
bezogen hatte. 

Das zeigt das Beispiel der drei muti-
gen Tramfahrer in München, die sich 
weigerten,  die  Bundeswehr-Tram 
durch die Innenstadt zu fahren,  und 
sich dafür in einer arbeitsrechtlichen 
Auseinandersetzung befanden. 

Oder  aber  auch  der  Umgang  mit 
der MDR-Journalistin Romy Arndt, die 
von den bundesweiten Medien für ei-
nen  Kommentar  gegen  Waffenliefe-
rungen in  die  Ukraine  angeprangert 
wurde. All diese Beispiele zeigen: Wir 
sind  gesellschaftlich  an einem Punkt 
angelangt,  an  dem  der  öffentliche 
Meinungskorridor  derart  verengt  ist, 
dass  selbst  private  politische  Äuße-
rungen  zu  arbeitsrechtlichen  Konse-
quenzen führen können. Aus diesem 
Grund  sind  die  Pläne  des  Bundesin-
nenministers Alexander Dobrindt, den 
Verfassungsschutz  zu  einer  Geheim-
polizei  umzubauen,  auch für  die  Ge-
werkschaften eine Gefahr.
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Vierte Gewerkschaftskonferenz für den Frieden in Würzburg
von Kathrin Otte, Friedensbündnis Norddeutschland  

Diese  vierte  Gewerkschaftskonferenz 
war die größte (völlig ausgebuchte) und 
internationalste  im  Vergleich  zu  den 
Vorläuferkonferenzen. Bisher deutet al-
les  darauf  hin,  dass  eine  mögliche 
fünfte Gewerkschaftskonferenz für den 
Frieden  nicht  mehr  von  der  Rosa  Lu-
xemburg  Stiftung  finanziert  werden 
dürfte – aber nach diesem Erfolg könnte 
sie sich womöglich auch selbst in neuen 
Strukturen tragen.

Die Anwesenden waren sich darin ei-
nig, sich der Kriegsvorbereitung unserer 
Regierung zu stellen und die daraus re-
sultierenden,  bedrohlichen Konsequen-
zen  zu  durchdenken: nämlich  wie  der 
Dreiklang von Hochrüstung, Militarisie-
rung  &  Demokratieabbau  letztendlich 
zu  weitreichenden  Veränderungen  der 
bisher  bestehenden  Arbeitsrechte 
(Stichwort: Arbeitsbereitstellungsgesetz) 
und zum Abbau der Mitbestimmung bis 
hin  zu  erpresserischer  Lohndrückerei 
führt.

Auswirkungen in 
Gewerkschaften und Betrieben
Es  gibt  große Verunsicherung  und 

Verwirrung durch das bisherige Mitspie-
len  der  Gewerkschaftsspitzen  bei  der 
sog.  „Zeitenwende“.  Aber  es  gibt  auch 
erste Ansätze zu Widerspruch, der sich 
auch in den errungenen gewerkschafts-
politischen  Friedensbeschlüssen  der 
letzten  Gewerkschaftstage  und  des 
DGB-Bundeskongresses  widerspiegeln. 
Diesen  Widerspruch  in  den  Betrieben 
auszuweiten,  hatte  sich  die  aktuelle 
Konferenz zum Ziel gesetzt

Rüstungsökonomie und soziale 
Kürzungen

Die  Auswirkungen  der  Umlenkung 
wichtiger  Investitionen fast  ausschließ-
lich in den rüstungsindustriellen Sektor 

werden immer deutlicher: der grassie-
rende Sozialabbau, der auch vor den 
Gewerkschaftsstrukturen  nicht  Halt 
machen wird  und  die  negativen  Fol-
gen  für  die  Gesellschaft  -  von  Kita, 
über Schulen bis zur universitären Bil-
dung und zur Militarisierung des Ge-
sundheitswesens (u.a. Krankenhäuser 
prioritär zur Versorgung verwundeter 
Soldat/innen). Die großen bundeswei-
ten Schulstreiks gegen die Wehrpflicht 
haben  bereits  zur  Ablehnung  von 
Wehr-  und  anderen  Zwangsdiensten 
durch den DGB geführt, was als Fort-
schritt zu verbuchen ist.

Sozialproteste und 
Hochrüstung

Die bisherigen Proteste gegen Sozi-
alabbau  weisen  allerdings  noch  zu 
wenig auf die Ursache hin: die finanzi-
ellen Kosten der Hochrüstung im Bun-
deshaushalt gehen auf Kosten der So-
zialsysteme. – Dieses in den Initiativen 
gegen den sozialen Kahlschlag heraus 
zu streichen, wird als Kernherausfor-
derung  definiert.  Es  geht  um  Butter 
ODER Kanonen - beides gibt es nicht!

Dramatik der Kriegsgefahr
Im Laufe der Konferenz wurde – u.a. 

durch Workshops über den „Autoritä-
ren Staatsumbau“ - deutlich, dass wir 
uns  historisch  in  einer  seit  1945  nie 
dagewesen  Dramatik  der  Kriegsge-
fahr, der Auflösung des Grundkonsen-
ses aus der Gründungsphase der Bun-
desrepublik  („Nie  wieder  Krieg  von  
deutschem Boden“) befinden. wir erle-
ben  eine  starke  Rechtsentwicklung 
der  Politik  und  das  Ganze  läuft  auf 
kriegerische  Handlungen  hinaus, 
wenn wir nicht alles in die Waagschale 

werfen, dies zu verhindern.

Antworten und internationale 
Solidarität

Der Generalsekretär des internatio-
nalen  Gewerkschaftsbundes  ITUC (in 
dem auch der DGB organisiert ist) be-
tonte die historisch bekannten Muster 
einer  gefährlichen  Kriegsvorberei-
tung.  Er  wies  auf  die  antidemokrati-
schen Entwicklungen hin und warnte 
vor den Versuchen, die Gewerkschaf-
ten zu schwächen. Er sagte: „Wir sind 
die  größte  soziale  Bewegung  in  der  
Welt, die demokratische Werte verteidigt  
und Frieden fördert“. 

In diesem Sinne formulierten fran-
zösische (La France Insoumise), engli-
sche  (Alex  Gordon,  Eisenbahnerge-
werkschaft & Jeremy Corbyn) und bel-
gische (PTB) Vertreter die Bedeutung 
des  europaweiten  Zusammenschlus-
ses  gegen  den  NATO-Trend  der  EU, 
der überall die Sozialsysteme zerstört.

Der  stellvertretende  kubanische 
Botschafter  rief  angesichts  des  ver-
brecherischen Aushungerns Kubas zu 
einer echten internationalen Solidari-
tät auf.  Ideen dazu lieferte u.a.  auch 
die Literatur auf den Büchertischen.

Ein  brennendes  Plädoyer  für  die 
Fortsetzung  der  Palästinasolidarität 
hielt Jules El Katib.

Fazit
Diese couragierte Stimmung aus al-

len  erdenklichen  Gewerkschaftsglie-
derungen  der  Republik  macht  Mut, 
weiter  zu  machen,  gesellschaftlich 
wirksam zu werden und an der inter-
nationalen Vernetzung arbeiten.
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Buchbesprechung: Kompendium der deutschen Kriegsvorbereitung
Jürgen Wagner: Kriegstüchtig an allen Fronten, August 2026, PapyRossa-Verlag, 300 Seiten  

Aus der Einleitung des Autors:

›Wir‹ müssen also aufrüsten, um ›unsere‹ 
Werte und ›unsere‹ Lebensweise, beson-
ders aber ›unseren‹ Wohlstand zu verteidi-
gen. Es ist schon einigermaßen kalt-
schnäuzig, wenn Menschen, die sich um 
die Butter auf ihrem Brot keine Sorgen zu 
machen brauchen, die ärmsten in der Be-
völkerung dazu auffordern, für ›unseren 
Wohlstand‹ den Gürtel noch enger zu 
schnallen. Es steht zu hoffen, dass ihnen 
diese soziale Kälte bei Massenprotesten 
auf die Füße fällt. Doch dafür genügt es 
nicht, die Sozialkürzungen lautstark zu be-
klagen und um den Rüstungselefanten im 
Raum einen großen Bogen zu machen. Es 
ist höchste Zeit, die von der Zeitenwende 
2.0 ausgehenden Gefahren klar zu benen-
nen und dagegen Stellung beziehen – 
hoffentlich leistet dieses Buch hierzu einen  
kleinen Beitrag.

Jürgen  Wagner  liefert  in  15  Kapiteln 
einen  sehr  kompakten  Überblick  über 
die  derzeit  laufenden  Kriegsvorberei-
tungen. Die 300 Seiten stehen zwar für 
ein umfangreiches Buch, jedoch ist die 
Thematik  natürlich  sehr  umfangreich. 
Der dahinter stehende Umfang der Aus-
arbeitung von Jürgen Wagner wird mit 
den 716 Fußnoten bzw. Quellenverwei-
sen ersichtlich. 

Die Prägnanz des Inhalts kommt be-
reits  in  den  Kapitelüberschriften  zum 

Ausdruck:  „Kriegstüchtig:  … | Kriegs-
union: … | Kriegspakt: … | Kriegsbud-
get: … | Kriegsdoktrin:  … | Kriegsar-
mee: … | Kriegsgerät: … | Kriegswirt-
schaft:  … |  Kriegsdienst:  … |  Kriegs-
quartier:  … |  Kriegsgesellschaft:  … | 
Kriegsgefahr:  … | Kriegsrechnung: … 
| Kriegsuntüchtig: …

Kapitel-übergreifend seien hier nur 
einige ausgewählte Aspekte gewählt. 
Mit der Aufrüstung auf EU-Ebene be-
schäftigt sich Jürgen Wagner – auch in 
früheren  Buchveröffentlichungen  – 
bereits  seit  mehr als  20 Jahren.  Was 
auch in seinem neuen Buch herausge-
arbeitet  wird,  sind  die  zahlreichen 
Konfliktlinien  innerhalb  der  EU.  Ob-
wohl man diese inzwischen ohne Pole-
mik als Militärunion bezeichnen kann, 
werden die Widersprüche immer stär-
ker, was sich zuletzt mit dem offiziel-
len  Scheitern  des  FCAS-Projektes  ge-
zeigt  hat.  Darüber  hinaus  zeigt  sich, 
dass die von der EU als „Industrieför-
derung“  deklarierte  Aufrüstung  tat-
sächlich  eine  Gelddruckmaschine  für 
die Rüstungslobby ist. 

Breiten  Raum  nimmt  natürlich  die 
Kriegsvorbereitung  in  Deutschland 
auf  allen  Ebenen  ein.  Dazu  gehören 
die Rüstungsökonomie, die Beschlag-
nahme von Flächen für neue Bundes-
wehrkasernen,  Operationspläne  für 
zivil-militärische Zusammenarbeit und 
die Reaktivierung der Wehrpflicht. 

Während  sich  die  meisten  Kapitel 
des Buches mit Art  und Umfang der 
Aufrüstung und Militarisierung befas-
sen,  sind  die  letzten  Kapitel  den  As-
pekten  gewidmet,  die  argumentativ 
von  der  Friedensbewegung  aufge-
griffen werden können. Dazu gehören 
zunächst die „Mutmaßungen, Absich-
ten und Kapazitäten“ für die angebli-
che Kriegsgefahr durch Russland. Des 
weiteren  werden  die  Konsequenzen 
behandelt,  die  sich  aus  dem  Prinzip 
„Kanonen  statt  Butter“  ergeben  und 
daraus  eine  Klassenfrage  machen: 
Wer gewinnt – wer verliert?

In dem letzten Kapitel „Proteste an 
allen  Fronten!“  erfolgt  ein  stichwort-
artiger  Überblick  unterschiedlicher 
Ansätze, angefangen von dem klassi-
schen Prinzip der „gewaltfreien, sozia-
len Verteidigung“ bis hin zu „Rheinme-
tall  entwaffnen“  und  „Berliner  Bünd-

nis gegen Waffenproduktion“. Ein sol-
cher  prägnanter  Blick  auf  die  Frie-
densbewegung  mit  unterschiedlichs-
ten Ansätzen ist auch notwendig, um 
Strategien  des  notwendigen  Wider-
standes zu entwickeln. 

Das Buch sollte sowohl  allen Men-
schen  empfohlen  werden,  die  sich 
noch nicht mit den Hintergründen der 
derzeit  laufenden Kriegsvorbereitung 
befasst  haben  als  auch  erfahrenen 
Friedensaktivisten. Für beide Zielgrup-
pen besteht das Problem, „vor lauter 
Bäumen den Wald nicht mehr zu se-
hen“.

Für die erstgenannte Zielgruppe gilt 
vor allem das Verständnis dafür, dass 
die  derzeitige  Kriegsvorbereitung 
nicht mit dem Ukrainekrieg 2022 be-
gonnen  hat.  Im  ersten  Kapitel: 
„Kriegstüchtig:  Deutschland  als  (mili-
tärische) Führungsmacht“ wird auf die 
eigentlichen  Ursprünge  der  „Zeiten-
wende“  verwiesen,  die  auf  das  pro-
grammatische Projekt „Neue Macht – 
Neue Verantwortung“ von 2012/13 zu-
rück gehen, d.h. noch vor dem Beginn 
des Ukrainekonfliktes 2014. 

Nützlich hierfür ist die Synopse am 
Ende  des  Buches,  in  der  exemplari-
sche  Ausschnitte  aus  diesem  und 
nachfolgenden Konzepten dargestellt 
werden (Sozialdemokratische Antwor-
ten auf  eine  Welt  im Umbruch 2023 
und  Nationale  Sicherheitsstrategie 
2023). 

Für diejenigen, die das Buch als (zu 
empfehlendes)  Nachschlagewerk  be-
nutzen,  stellt  sich  natürlich  das  Pro-
blem,  dass  eventuell  einzelne Aussa-
gen  nicht  mehr  aktuell  sind.  Leider 
lässt  sich  das  nicht  vermeiden,  was 
aber  den  Wert  des  Buches  nicht 
schmälert.  Hilfreich  ist  aber  in  Zwei-
felsfällen  immer  ein  Blick  auf  die 
Homepage der Informationsstelle für 
Militarisierung  e.V.  (IMI-online.de). 
Dort findet man aktuelle Beiträge von 
Jürgen Wagner, der seit der IMI-Grün-
dung  vor  30  Jahren  die  Entwicklung 
von Aufrüstung und Militarisierung in 
Deutschland und der EU akribisch ver-
folgt und dokumentiert.  Ein Abgleich 
mit  dem  Redaktionsschluss  vom  Juli 
d.J.  dürfte  deshalb  nicht  schwierig 
sein.

Karl-Heinz Peil
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Gazastreifen und Westjordanland – Bundesregierung in der Pflicht
Offener Brief an die Bundesregierung - Partnerschaftsverein Bonn-Ramallah e.V.

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler,
Sehr  geehrter  Herr  Minister  Wade-

phul,
Sehr  geehrte  Sprecherinnen  und 

Sprecher des Auswärtigen Ausschusses,
ein Beitrag des israelischen Filmema-

chers  Alon  Sahar  auf  der  Vorderseite 
der  Wochenzeitung  der  Freitag  vom 
27.8. 2026 zu den menschenverachten-
den  Äußerungen des israelischen Mi-
nisters  Ben-Gvir brachte  es  auf  den 
Punkt:

„Es  geht  nicht  um  einzelne  Extre-
misten, sondern um das System, das 
sie erschafft.“

Vor  unseren  Augen  wird  Palästina 
ausgelöscht, wie mehr als 100 britische 
und französische ehemalige Diploma-
ten mit  Sorge  feststellen.  Darum  for-
dern sie wirksame Sanktionen gegen 
Israel durch die Europäischen Union. 

Trotz  wiederholter  und  dringlicher 
Warnungen der Vereinten Nationen, de-
nen  zufolge  Indizien  auf  einen  andau-
ernden  Völkermord  in  Gaza  vorliegen, 
beschränkt sich die EU weitgehend auf 
Äußerungen der Besorgnis. 

Selbst ein Verbot des Imports von Pro-
dukten  aus  den  illegalen  Siedlungen, 
das seit Jahrzehnten auf der Tagesord-
nung  steht,  wurde  auf  der  letzten  Ta-
gung des Rates der Außenminister ver-
hindert.

Der  Preis  dieser  politischen  Untätig-
keit  sind  unvorstellbare  menschliche 
Verluste:

1.  Laut  den  Angaben  des  Gesund-
heitsministeriums in Gaza hat Israel seit 
Inkrafttreten  des  Waffenstillstands  am 
10. Oktober 2025 mit Luftangriffen min-
destens 1.286 Palästinenser getötet und 

4.257 weitere verletzt.
2. Israel hat seit Oktober 

2023  mindestens  21.289 
Kinder in Gaza getötet, wie 
UNICEF berichtet.

3. Allein seit Inkrafttreten 
des  Waffenstillstands  am 
10.  Oktober  2025  wurden 
mindestens 300 Kinder ge-
tötet,  während  angeblich 
ein  „Waffenstillstand“ 
herrscht. 

4.  Israel  hält  inzwischen 
fast 70 Prozent des Gazast-

reifens besetzt.  Es zerstört alles,  was 
in  diesem Gebiet  noch intakt  geblie-
ben ist und weigert sich trotz interna-
tionaler Absprachen, seine Streitkräfte 
abzuziehen. 

5. Es beschränkt die Einfuhr von Le-
bensmitteln,  medizinischen  Hilfsgü-
tern  und  lebensnotwendigen  Gütern 
weit  unter  dem  erforderlichen  Mini-
mum und verbietet  die Einfuhr jegli-
cher Ausrüstung für Notunterkünfte. 

6. Großen Nichtregierungsorganisa-
tionen wie  Ärzte  ohne Grenzen wird 
der  Zutritt  zum  Gazastreifen  verwei-
gert,  internationalen  Journalisten  ist 
die Einreise in den Gazastreifen wei-
terhin untersagt.

Während  die  EU  entschlossene 
Maßnahmen immer weiter  hinauszö-
gert, terrorisieren illegale Siedler das  
Westjordanland.  Die  vom  Staat  ge-
duldeten oder  sogar  unterstützten 
Angriffe israelischer Siedler auf Pa-
lästinenser,  bewaffnete  Überfälle, 
Brandanschläge  auf  landwirtschaftli-
che  Nutzflächen  und  Vertreibungen 
haben  einen  neuen  historischen 
Höchststand erreicht.

Die Situation im Gazastreifen und 
im  besetzten  Westjordanland stellt 
eine  beispiellose  humanitäre  Krise 
dar.  Die  anhaltenden Blockaden von 
Hilfsgütern, das immense Leid der Zi-
vilbevölkerung  und  die  fortschrei-
tende  gewaltsame  Siedlungspolitik 
stehen  in  klarem  Widerspruch  zu 
den Grundsätzen des Völkerrechts. 
Der IGH hat dies in seinem Gutachten 
vom  19.7.  2024  bezüglich  der  Sied-
lungspolitik im Einzelnen dargelegt.

Israel verstößt fortwährend und of-
fenkundig gegen  Artikel 2 des Asso-
ziierungsabkommens, der die bilate-

ralen  Beziehungen  an  die  „Achtung 
der  Menschenrechte  und  der  demo-
kratischen Grundsätze“ knüpft.

Die  Gewährung  von  Handelspräfe-
renzen sowie der finanzielle und poli-
tische Zugang Israels zum EU-Binnen-
markt  stehen  in  einem  zunehmend 
unauflösbaren  Widerspruch  zu  den 
dokumentierten  systemischen  Men-
schenrechtsverletzungen  in  den  pa-
lästinensischen Gebieten. Diese Praxis 
beschädigt  die  Glaubwürdigkeit  der 
Bundesregierung wie auch der Euro-
päischen Union als globale Verfechte-
rin des Völkerrechts und der universa-
len Menschenrechte nachhaltig.

Ein  Festhalten  am  Status  quo  er-
weist  sich  daher  als  zunehmend un-
haltbar.  Dass  Teile  der  europäischen 
Öffentlichkeit  eine  politische  Ände-
rung  fordern,  zeigt  der  Erfolg  der 
Europäischen  Bürgerinitiative  „Ge-
rechtigkeit für Palästina“: 

Mit  über  1,3  Millionen Unterschrif-
ten fordert sie die Aussetzung des EU-
Assoziierungsabkommens mit Israel.

Die internen Differenzen im Rat sind 
uns bekannt, dürfen jedoch kein Hin-
dernis für ein völkerrechtlich gebote-
nes Handeln der Europäischen Union 
sein. 

Die Aufrechterhaltung des Assoziie-
rungsabkommens  trotz  anhaltender 
Verletzungen  von  Artikel  2  bedeutet 
die  indirekte  Unterstützung  dieser 
völkerrechtswidrigen Zustände durch 
die EU. 

Angesichts der existentiellen Bedro-
hung  ganzer  Bevölkerungsgruppen 
sind diplomatische Interventionen un-
zureichend.

Wir  fordern  Sie  auf,  sich  beim be-
vorstehenden Gymnich-Treffen in Du-
blin nachdrücklich für die Suspendie-
rung  der  Handelsprivilegien  und  die 
Einstellung  der  militärischen  sowie 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit ein-
zusetzen. 

Die  Glaubwürdigkeit  Deutschlands 
und der EU stehen auf dem Spiel.

Werden Sie aktiv und nehmen ihre 
politische  Verantwortung  wahr,  wir 
bitten um Antwort.

Hochachtungsvoll
Ulrich Nitschke, Vorsitzender des Part-

nerschaftsvereins Bonn-Ramallah e.V.  
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Große Teile des Gaza-Streifens sind durch die Bombar dierungen der 
israelischen Armee total zerstört. Und trotz Allem leben im Gaza-
Streifen noch Hunderttausende Menschen, in halb zerstörten Häusern, 
viele nur noch in Zeltlagern. (Quelle: globalbridge.ch - Satellitenbild)



Die Likud-Partei feiert das Böse
Israelische Politiker, insbesondere aus 

der  Likud-Partei,  bedienen zunehmend 
Bilder und eine Rhetorik, die mit Grau-
samkeit und Böswilligkeit assoziiert wer-
den. Dazu gehören zum Beispiel Äuße-
rungen von Likud-Politikern und ande-
ren rechten Persönlichkeiten über Prak-
tiken,  die gegen palästinensische Häft-
linge  angewendet  werden.  So  prahlte 
Minister Itamar Ben-Gvir damit, dass er 
die Essensrationen der Gefangenen auf 
das Minimum herabgesetzt habe. Solda-
ten,  denen  mutmaßliche  Misshandlun-
gen von Gefangenen vorgeworfen wer-
den,  werden  mit  Äußerungen  verherr-
licht,  die  Palästinenser  entmenschli-
chen. Ben-Gvir forderte, dass jeden Tag 
30-40 Palästinenser in Gaza getötet wer-
den sollten. Netanjahus „Super-Sparta“-
Rede wirft ein Licht auf die Ursachen für 
diese bösartigen Klischees.

Als  Itamar  Ben-Gvir,  Israels  Minister 
für nationale Sicherheit, seinen Plan be-
kanntgab,  mit  Krokodilen  gefüllte  Grä-
ben zur  Bewachung von Gefängnissen 
anzulegen,  in  denen  palästinensische 
Häftlinge festgehalten werden, kündigte 
Umweltministerin  Idit  Silman  umge-
hend an, dass Krokodile von geschütz-
ten  Wildtieren  in  Nutztiere  umklassifi-

ziert werden sollen, um ihren Einsatz 
in  Gefängnissen  zu  ermöglichen, 
nachdem  der  Oberste  Gerichtshof 
Krokodile  aus  Tierschutzgründen  (!) 
verboten hatte.

Die Likud-Partei ist nicht die einzige 
politische  Gruppierung  in  Israel,  die 
Brutalität als Wert an sich propagiert. 
Ben-Gvir  gehört  der  Partei  „Jüdische 
Kraft“  an  und trägt  als  Werbung für 
sein  Gesetz  zur  Todesstrafe  sogar 
eine Anstecknadel in Form einer Gal-
genschlinge. Seine Frau schenkte ihm 
zum Geburtstag eine  Torte mit dem 
Abbild  einer  Galgenschlinge.  Bezalel 
Smotrich, Vorsitzender der Partei „Re-
ligiöser  Zionismus“,  bezeichnete  sich 
selbst als „Faschisten und Homopho-
ben“.  Soldaten  versahen  ihre  Unifor-
men mit dem „Punisher“-Symbol eines 
Totenkopfs,  was  eine  bewusste  An-
spielung auf das Totenkopfsymbol ist, 
das SS-Offiziere während der Nazizeit 
trugen.

Die bewusste Assoziation mit  Sym-
bolen von Bösewichten und dem Bö-
sen ist auch kein Phänomen, das aus-
schließlich in Israel auftritt.  Populisti-
sche  Politiker  der  Rechten  weltweit 
stellen sich selbst gern als Bösewichte 

dar, um Angst zu erzeugen. Von dem 
früheren Präsidenten der Philippinen, 
Rodrigo  Duterte,  der  sagte:  „Ich 
möchte wie Hitler sein“, über US-Prä-
sident  Donald  Trump,  der  Mussolini 
zitiert und Elon Musk, der den Hitler-
gruß zeigte, bis hin zur ICE, der in den 
USA  eingesetzten  paramilitärischen 
Einwanderungsbehörde, die sich in ei-
nem Video mit Darth Vader, dem Bö-
sewicht aus „Star Wars“, vergleicht.

Der  Einsatz  bösartiger  Stereotypen 
hat in Israel im letzten Jahrzehnt dra-
matisch  zugenommen,  angefangen 
mit  Netanjahus  falscher  Behauptung 
im Jahr 2015, dass die Idee, die Juden 
im Holocaust zu ermorden, nicht von 
Hitler,  sondern  von  dem  Großmufti 
Husseini  stamme.  Während  des  Völ-
kermords in Gaza bedienten sich isra-
elische Amtsträger einer genozidalen 
Sprache.  Verteidigungsminister  Yoav 
Gallant (Likud) bezeichnete die Paläs-
tinenser  am  9.  Oktober  2023  als 
„menschliche Tiere“ und kündigte an, 
ihnen  den  Zugang  zu  Nahrungsmit-
teln,  Wasser,  Medikamenten  und 
Strom zu verweigern.

Auszug aus BIP-Aktuell #408 vom 
24.8.2026

Das israelische Militär wird zur Siedlermiliz
Siedler und Soldaten arbeiten bei An-

griffen auf Palästinenser im Westjordan-
land zusammen. Reservisten berichten, 
dass die Entscheidungen, statt  der Be-
fehlskette  zu  folgen,  von  Siedlern  ge-
troffen werden und das Militär den Sied-
lungen  dient.  Die  regionalen  Verteidi-
gungseinheiten schaffen eine  Struktur, 
die das Militär  in eine Siedlermiliz  ver-
wandelt.  Der  Kommandeur  des  israeli-
schen  Zentralkommandos,  Avi  Bluth, 
sprach von „jüdischem Terror“. Der Ver-
teidigungsminister  kündigte  daraufhin 
unter dem Druck von Siedlern in einer 
Fernsehsendung  an,  ihn  zu  entlassen, 
was bisher aber nicht geschah.

Die  Gewalt  gegen  Palästinenser  im 
Westjordanland  eskaliert  weiter.  Israel 
verstärkt  seine militärische Präsenz  im 
Westjordanland.  Doch  obwohl  die  Sol-
daten gemäß dem humanitären Völker-
recht  die palästinensische Bevölkerung 
unter  militärischer  Besatzung schützen 
sollen, greifen sie Palästinenser an und 
unterstützen  die  Angriffe  von  Siedlern 
auf  Palästinenser.  Die  UNO  berichtet 

über diese Angriffe.
Normalerweise beginnen die Siedler 

den Angriff,  und die Soldaten schlie-
ßen sich ihnen kurz darauf an. Diese 
Struktur  der  Angriffe  macht  es 
den  Palästinensern  unmöglich, 
sich zu verteidigen, selbst wenn 
Siedler  unprovozierte  Angriffe 
auf  Zivilisten  verüben,  dabei 
Menschen töten  oder  verletzen, 
Eigentum  zerstören,  Autos  und 
Häuser  in  Brand  stecken  sowie 
Tiere  stehlen  und  töten.  Versu-
chen Palästinenser,  sich  zu  ver-
teidigen, greift das Militär sofort 
mit tödlicher Gewalt ein, um die 
Siedler  zu  schützen.  Versuchen 
Palästinenser,  die  Polizei  anzurufen, 
um die Angriffe der Siedler zu melden, 
stellen  sie  fest,  dass  die  Polizisten 
ebenfalls Siedler sind, die sie ignorie-
ren oder auslachen.

Im April  dieses  Jahres  erklärte  der 
Kommandeur  des  israelischen  Zen-
tralkommandos,  Generalmajor  Avi 

Bluth, gegenüber der israelischen Re-
gierung, es sei  „ein Wunder,  dass die  
Palästinenser dem jüdischen Terror ge-
genüber gleichgültig“ seien (Quelle auf 

Hebräisch).  In  Wahrheit  sind  die  Pa-
lästinenser  nicht  gleichgültig  gegen-
über der Tatsache, dass sie von Sied-
lern und Soldaten ermordet und ter-
rorisiert werden, aber sie wehren sich 
nicht mit Gewalt dagegen, und Bluth 
wertete  dieses  Ausbleiben bewaffne-
ten Widerstands als „Gleichgültigkeit“.

Auszug aus BIP-Aktuell #407 vom 
17.8.2026
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„The Tip of the Spear: Israeli Settler Terror“, von Yousef 
Munayyer, 17.11.2021 – arabcenterdc.org / Screenshot 



Afghanistan ‒ die Rache der Verlierer
von Joachim Guilliard 

Vor  fünf  Jahren zog  die  NATO aus 
Afghanistan  ab.  Der  westliche  Wirt-
schaftskrieg  verschärft  Hunger  und 
Elend  ‒  vor  allem  von  Kindern  und 
Frauen.

Die USA gaben sich im Sommer 2021 
geschlagen  und  zogen  nach  zwanzig 
Jahren Krieg ihre Truppen recht abrupt 
aus Afghanistan ab. Ein immer größerer 
Teil der afghanischen Bevölkerung hatte 
den  Widerstand  gegen  die  Besatzung 
unterstützt.  Die  NATO-Verbündeten 
mussten  das  Land  daraufhin  ebenfalls 
überstürzt verlassen  und  die  Taliban 
übernahmen  die  Macht.  Die  langjähri-
gen Besatzer ließen ihr Einsatzgebiet in 
einem  verheerenden  Zustand  zurück 
und zeigten keinerlei Bereitschaft beim 
Wiederaufbau  zu  helfen.  Ganz  im  Ge-
genteil:  sie  ließen  umfangreiche  Wirt-
schaftssanktionen in  Kraft  und trieben 
so  die  afghanische  Bevölkerung in  die 
völlige Katastrophe.

Fünf Jahre danach
Das  Land  ist  inzwischen  aus  den 

Nachrichten verschwunden, auch wenn 
zum Jahrestag hin und wieder über die 
humanitäre Notlage am Hindukusch be-
richtet  wurde.  Wenn Kritik  an der Hal-
tung Berlins laut wurde, so beschränkte 
sie sich aber auf den erbärmlichen Um-
gang mit den afghanischen Mitarbeitern 
der deutschen Besatzer, den sogenann-
ten „Ortskräften“. Dieser demonstrierte 
der Welt in der Tat eindrücklich die ras-
sistisch  geprägte,  migrationsfeindliche 
Position der Merz-Regierung.

Überwiegend  wird  aber  nur  die  Be-
handlung  von  Frauen  und  Mädchen 
durch die Taliban angeprangert, um auf 
Fortführung  der  Handels-  und  Finanz-
blockaden  gegen  Afghanistan  zu  po-
chen.  Die  drastische  Einschränkungen 
der Frauenrechte, mit denen sie nun ge-
rechtfertigt werden, sind zwar beispiel-
los auf der Welt, der umfassende Wirt-

schaftskrieg  trifft  jedoch 
vor allem auf existentielle 
Weise die, die sie vorgeb-
lich  schützen wollen,  die 
afghanischen Frauen und 
ihre Kinder. 

Stabilere 
Verhältnisse

In  einem  der  seltenen 
substantiellen  Berichte 

über die Entwicklung am Hindukusch 
seit  der  erneuten  Machtübernahme 
der Taliban, stellt der transatlantische 
Think Tank  International Crisis Group 
einleitend fest:

„Der  Sieg  der  Taliban  beendete  den  
damals  tödlichsten  Konflikt  der  Welt.  
Vertreter  der  Taliban verweisen  auf  ei-
nen  deutlichen  Rückgang  der  Gewalt,  
wodurch das gesamte Land nun siche-
rer und für Afghanen sowie humanitäre  
Organisationen  (im  Rahmen  der  von  
den  Taliban  auferlegten  Beschränkun-
gen) besser zugänglich sei.“ Die Autori-
tät der neuen Machthaber sei weiter-
hin stark,  heißt  es weiter.  Sie hätten 
u.a.  eine  weitgehend  erfolgreiche 
Kampagne  gegen  den  Anbau  von 
Mohn durchgeführt. Schließlich sei die 
Korruption,  die  zuvor  in  allen  Berei-
chen  der  staatlichen  Institutionen 
herrschte,  zwar  nicht  vollständig  be-
seitigt,  aber  doch  stark  eingedämmt 
worden.[1]

Katastrophale Lage
Die wirtschaftliche und humanitäre 

Situation  ist  jedoch  katastrophal.  Zu 
den enormen Schäden, die der Krieg 
hinterließ, kommen drastische Einbu-
ßen in der Landwirtschaft durch eine 
seit sechs Jahren anhaltenden Dürre. 
Der Wiederaufbau der Wirtschaft und 
die  Intensivierung  des  Handels  wer-
den auch durch den faktischen Kriegs-
zustand  mit  Pakistan,  Afghanistans 
mächtigem  Nachbarn,  erschwert. 
Nach mehreren gegenseitigen militä-
rischen Angriffen, ist der Handel und 
der Transitverkehr zwischen den bei-
den  Ländern  praktisch  zum  Erliegen 
gekommen.  Über  zwei  Millionen  af-
ghanische Flüchtlinge in Pakistan wur-
den zur Rückkehr gezwungen.

Naturkatastrophen  und  der  Krieg 
gegen den Iran haben die wirtschaftli-
chen Probleme weiter verschärft. Auf 

den westlichen Nachbar entfielen fast 
zwei Drittel des Handels Afghanistans, 
sowohl  Importe  als  auch Waren,  die 
durch das Land transportiert wurden. 
Durch den Krieg und das Handelsem-
bargo  der  Trump-Administration  ge-
gen iranische Häfen wie Bandar-e Ab-
bas  und  Chabahar  wurde  das  Land 
faktisch von den globalen Seewegen 
abgeschnitten.

Aufgrund der Unnachgiebigkeit der 
neuen Machthaber,  mit  der  sie  trotz 
Kritik  auch aus islamischen Ländern, 
Frauen  und  Mädchen  grundlegende 
Rechte  verweigern,  ist  das  Land  zu-
dem nach wie vor international  sehr 
isoliert.  In keinem anderen Land der 
Welt wird heutzutage Mädchen noch 
der  Zugang  zu  Bildung  über  die 
Grundschule  hinaus  verwehrt,  sowie 
die  Möglichkeiten von Frauen derart 
eingeschränkt, zu arbeiten, zu reisen, 
sich gesellschaftlich zu betätigen etc.. 
Viele Länder üben aus diesem Grund 
noch  Zurückhaltung  bei  der  wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit. Schwe-
rer  wiegen  jedoch  die  Wirtschafts-
sanktionen  des  Westens,  mit  denen 
sie,  bzw.  ihre  Unternehmen  nicht  in 
Konflikt geraten wollen.

Sturz in Abgrund
Bis  zur  Machtübernahme  der  Tali-

ban  waren  rund  drei  Viertel  der  öf-
fentlichen  Ausgaben  vom  Westen  fi-
nanziert  worden.  Damit  wurden  die 
Gehälter der Angestellten im öffentli-
chen  Dienst,  Lehrer,  Ärzte  usw.  be-
zahlt  sowie Entwicklungsprojekte wie 
Schulen  und  Krankenhäuser.  Diese 
Zahlungen  wurden  über  Nacht  ge-
stoppt. Da die gegen die Taliban ver-
hängten  Restriktionen  der  USA  und 
der  EU  sich  seither  auch  gegen  die 
von ihnen kontrollierten Institutionen 
richten,  blockieren  sie  nun  faktisch 
das ganze Land. Die afghanische Wirt-
schaft  kollabierte  dadurch völlig,  mit 
entsprechend  verheerenden  Auswir-
kungen  auf  Wirtschaft  und  Versor-
gung des Landes.  Auch der  Gesund-
heitssektor brach zusammen. 

Die  Notlage  wird  dadurch  weiter 
verschärft,  dass  die  USA und die  EU 
dem  Land  die  dringend  benötigten 
Gelder der afghanischen Zentralbank 
auf westlichen Banken in Höhe von 7 
Milliarden US-Dollar vorenthalten, so-
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wie  auch  gewöhnlichen  Afghanen  ihre 
dortigen Einlagen.

Illegale finanzielle 
Strangulierung

Die  UN-Sonderberichterstatterin über 
unilaterale  Zwangsmaßnahmen,  Alena 
Douhan, wertet dies als eklatanten Ver-
stoß  gegen  internationales  Recht  und 
eine inakzeptable kollektive Bestrafung. 
Schließlich  gehört  das  Geld  einer  Zen-
tralbank  nicht  der  Regierung,  sondern 
dem Land und dessen Bevölkerung.[2]

Durch  den  Ausschluss  vom  US-kon-
trollierten  internationalen  Finanzsys-
tem, haben seither auch internationale 
Hilfsorganisationen  enorme  Probleme, 
ihre  Projekte  in  Afghanistan  weiter  zu 
betreiben.[3] Zudem versuchen die  USA 
und die  EU-Staaten den Druck  auf  die 
Taliban  durch  Entzug  von  Hilfsleistun-
gen für das Land weiter zu erhöhen. Die 
International Crisis Group warnte, „Hun-
ger und Elend“ könnten nach dem Ab-
zug der NATO-Truppen „mehr Afghanen 
töten als alle Bomben und Kugeln der letz-
ten zwei Jahrzehnte“.[4]

Der  Westen  bestreitet  wie  immer, 
dass die Embargomaßnahmen maßgeb-
lich für die Not verantwortlich sind und 
verweist  auf  Ausnahmen  für  humani-
täre Güter. In der Praxis sind diese Aus-
nahmen jedoch nahezu wirkungslos, da 
sie durch andere Blockaden, wie die ge-
gen  das  Finanz-  oder  Transportwesen, 
konterkariert  werden.  Tatsächlich  wür-
den  die  westlichen  Sanktionen  in 
Summe auf die vollständige wirtschaftli-
che Isolation Afghanistans zielen, stellte 
Conrad Schetter, Direktor des „Bonn In-
ternational  Centre  for  Conflict  Studies“ 
(BICC) und Präsidiumsmitglied der Welt-
hungerhilfe,  fest.  „Es  sollen  sämtliche  
Möglichkeiten der Wirtschaft unterbunden  
werden. Alles, was über humanitäre Hilfe  
hinausgeht,  wurde  ausgesetzt;  sämtliche  
Entwicklungsprojekte im Lande.“[5] 

Die massiven Zwangsmaßnahmen des 
Westens haben kein Einlenken der Tali-
ban bewirkt, sondern stärken weiter die 
Hardliner in ihrer Führung, verschlech-
tern die wirtschaftliche Lage und die Le-
bensbedingen immer weiter,  insbeson-
dere der Menschen, denen sie vorgeb-
lich helfen sollen. „Die Auswirkungen auf  
Frauen sind verheerend“, konstatiert bei-
spielsweise  John  Aylieff,  der  Landesdi-
rektor  des  Welternährungsprogramms 
(WFP) für Afghanistan. Es werde zuneh-
mend zur Normalität, dass sich Familien 

gezwungen  sehen,  ihre 
Töchter  in  Frühehen  zu 
verkaufen.  Auch sind im-
mer  mehr  Frauen  ge-
zwungen,  sich  zu  prosti-
tuieren.[6] 

Neue Kriege,  insbeson-
dere  die  in  der  Ukraine, 
im Gazastreifen und nun 
gegen  den  Iran,  haben 
die  humanitäre  Krise  in 
Afghanistan  in  den  Hin-
tergrund  gedrängt.  Die 
Hilfszahlungen  sind  da-
durch drastisch eingebro-
chen.  Die  Versorgungssituation  hat 
sich daher im Laufe des Jahres 2026 
weiter  verschlechtert.  Wie  das  Inter-
national Rescue Committee (IRC) mit-
teilte, stieg die Zahl der Menschen in 
Not bis August schon auf fast 22 Milli-
onen,  rund  die  Hälfte  der  gesamten 
Bevölkerung,  3,5  Millionen  mehr  als 
2021.  Einer  Alarmmeldung  des  UN-
Kinderhilfswerks  UNICEF zufolge  lei-
den schätzungsweise 3,7 Mio. Kinder 
an Hunger und Auszehrung und be-
nötigen 942.000 von ihnen aufgrund 
schwerer akuter Unterernährung me-
dizinische Hilfe. 

Besonders  stark  sind  Kinder  unter 
zwei Jahren betroffen. Fast 40 % aller 
Säuglinge unter sechs Monaten müs-
sen mittlerweile wegen „schwerer Aus-
zehrung mit medizinischen Komplikatio-
nen“ stationär aufgenommen werden.
[7] 

Im Westen werden allein die Taliban 
für  die  verheerenden  Lebensverhält-
nisse verantwortlich gemacht. Vertre-
terinnen und Vertreter von Hilfsorga-
nisationen widersprechen dem jedoch 
entschieden.  Diese  Krise  „wurde  von 
der internationalen Gemeinschaft verur-
sacht“ versichert  etwa  Samira  Sayed 
Rahman  vom  International  Rescue 
Committee  (IRC).  Sie  und  ihre  Kolle-
gen weisen auch nachdrücklich darauf 
hin, dass humanitäre Hilfen nicht an-
satzweise reichen, um die Notlage zu 
überwinden.  Dies  sei  nur  mit  einer 
Wiederbelebung der Wirtschaft durch 
Aufhebung  der  Blockaden  zu  errei-
chen.  „Das  afghanische  Volk  braucht  
funktionierende Banken und Märkte, um  
zu  überleben.“[8] Humanitäre  Hilfe  sei 
zwar unerlässlich, heißt es auch in ei-
nem Appell,  den über  50  hochrangi-
gen  UN-Diplomaten  und  Menschen-
rechtsexperten  schon  2022  an  die 
Staatschefs  der  führenden  NATO-

Staaten richteten,  sie sei  aber  „keine  
Alternative zum normalen Funktionieren  
der Wirtschaft und des Bankensystems,  
die  maßgebend  für  die  Erbringung  
grundlegender Dienstleistungen sind“.[9]

Zweifelsohne  verstößt  die  Politik 
der Taliban eklatant gegen Menschen-
rechte.  Aber  offensichtlich  sind Wirt-
schaftssanktionen  nicht  geeignet, 
eine Änderung zu erzwingen – im Ge-
genteil führt das konfrontative Vorge-
hen, wie zahlreiche Studien zeigen, zu 
einer Verhärtung der Haltung der an-
gegriffenen  Regierung  und  einem 
Verlust  an  Einflussmöglichkeiten  von 
außen. [10]

„Die  Taliban sind  derzeit  die  einzige  
reale,  politische  und  militärische  
Macht,“ konstatiert  der  Afghanistan-
kenner  Matin  Baraki  in  seinem 2023 
erschienen Buch,  eine  Alternative  zu 
ihnen ist nicht in Sicht. „Sie müssen in  
die  regionalen  und  internationalen  
Strukturen  sowohl  politisch  als  auch  
ökonomisch integriert werden. Dadurch  
und  durch  projektgebundene  entwick-
lungspolitische  Zusammenarbeit  könn-
ten sie zu Kompromissen und notwendi-
gen Reformen motiviert werden.“[11]

Die Bundesregierung hat  zwar  Ge-
spräche  mit  Talibanvertretern  aufge-
nommen,  jedoch nur  über  die  Rück-
führung afghanischer Migranten. Die 
dringend  nötige  Aufnahme  von  Ge-
sprächen  über  deutsche  Hilfen  zur 
Überwindung  der  Notlage  der  Men-
schen in Afghanistan, für die Deutsch-
land mitverantwortlich ist, wird weiter 
verweigert. Sie und ihre NATO-Partner 
schert das Wohl afghanischer Frauen 
wenig.  Ihr  Ziel  ist  es,  das  Land,  das 
sich ihnen erfolgreich widersetzte, am 
Boden zu halten und zu zeigen, dass 
sich  solcher  Widerstand  nicht  aus-
zahlt.

Fußnoten im Anhang der Online-Fassung
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Trümmer nach dem Erdbeben in Afghanistan am 31.8.2025, 
Foto: Rescue.org 



Abschied vom „Staatsbürger in Uniform“: Gotteslästerung im Bendlerblock
von Klaus Kenke, Pfr.i.R., Referent des Superintendenten für Friedensfragen, Kirchenkreis Jülich 

Der  nachfolgende  Beitrag  bezieht  sich  
auf  die  öffentliche  Rekrutenvereidigung  
(Feierliches Gelöbnis“) am 20. Juli 2026 im  
Bendlerblock in Berlin. 

Grafik: Militärparade mit Kaiser Wilhelm  
II  (Quelle:  Wikipedia)  -  Titelbild  des  Frie-
densJournals Nr.  2-2023 unter dem Titel:  
Neuer  Militarismus  und  bürgerlicher  Ex-
tremismus

230 Rekrutinnen und Rekruten hatten 
gelernt und trainiert, ganz neu zu gehen 
und  zu  stehen.  Uniformität  war  ange-
sagt,  im Gleichschritt  Vordermann und 
Seitenfrau. Wie an einer Schnur aufge-
reiht und regungslos standen sie da.

Fahne und Adler, Preußen und Kaiser-
reich  waren wieder  da.  Und dann  der 
Schwur,  heraus-  und  nachgebrüllt;  am 
Ende dann der liebe Gott: so wahr mir 
Gott helfe! 

Wobei  soll  er,  vermutlich  ist  es  ein 
„ER“, wobei soll er helfen? Soll er beim 
Töten und Getötetwerden helfen? Ist er 
der „Gott mit uns“, der schon einmal auf 
deutschen Koppelschlössern stand? Das 
Kreuz, in dessen Zeichen schon einmal 
einer siegen sollte, das Kreuz schmückt 
jedenfalls Panzer und Bomber.

„Aufwuchspotenzial“  wird  gebraucht, 
sagt der Generalinspekteur. Der „Staats-
bürger in Uniform“ ist  zu einer gedrill-
ten, uniformen Masse geworden.

Schon  lange  hatte  sich  die  Bundes-
wehr  von  ihrem  eigentlichen  Auftrag 
entfernt, so wie im Kosovo und dann in 
Afghanistan, wo Deutschland am Hindu-
kusch verteidigt werden sollte. Dass das 
eine Lüge war,  hätte man wissen kön-
nen. Den Verteidigungsfall  betrifft aus-

schließlich  das  Bun-
desgebiet,  so  jeden-
falls  steht  es  im 
Grundgesetz  Artikel 
115a.

Generalleutnant 
und Friedensforscher 
Wolf  Graf  von  Bau-
dissin entwickelte die 
Idee  vom  Staatsbür-
ger  in  Uniform.  Die 
neue  Bundeswehr 
sollte  ein  radikaler 
Neuanfang  sein, 
ohne  irgendeine 
Kontinuität zur deut-
schen  Wehrmacht. 
Der  Widerstand  der 

Männer des 20. Juli, das sollte die ein-
zige  Verbindung  zur  Vergangenheit 
und  Grundlage  der  neuen  Bundes-
wehr sein. Sich daran zu erinnern und 
zu orientieren, das mache unsere De-
mokratie stark und wehrhaft.

Die  meisten  Soldaten  haben,  so 
Baudissin, kein Verhältnis zu „Gott“. Er 
selbst,  ein  gläubiger  Protestant, 
lehnte deshalb den Eid ab. Man könne 
unter diesen Umständen nicht verlan-
gen, einen Eid zu schwören. Dies sei 
nichts anderes als eine Verleitung zur 
Gotteslästerung.  Die  zweiseitige  Ver-
pflichtung verlöre ihre Kraft, wenn die 
eine Seite etwas verlangt, was gegen 
Gottes Gebot verstieße.

Für ihn war der Fahneneid ein Relikt 
aus  obrigkeitsstaatlichen  Zeiten  und 
charakteristisch  für  das  Siegdenken 
des 19. Jahrhunderts. Für den Rechts-
staat könne es keine Dienstverpflich-
tung mit Haut und Haaren mehr ge-
ben. Der gewissenhafte und das heißt 
der  kritische  Gehorsam  solle  nicht 
durch  missverständliche  Rituale  ver-
nebelt werden. Es genüge eine Unter-
schrift  unter  eine  entsprechende Ur-
kunde,  eine  Verpflichtung  durch 
Handschlag.

Der „Staatsbürger in Uniform“ und 
der  „Soldat  für  den  Frieden“  könne 
nicht  mehr  mit  der  kriegsverherrli-
chenden  Vergangenheit  begründet 
werden. Deshalb brauche es heute et-
was anderes als Exerzierordnung und 
Waffenstolz.

Das  Gelöbnis  am  20.  Juli  2026  im 
Bendlerblock  und  die  als  anstößig 

empfundene  Rede  des  Schriftstellers 
Navid Kermani  machen deutlich:  Wir 
müssen uns wieder an die Ursprünge 
des  „Staatsbürgers  in  Uniform“  erin-
nern. Das zu vergessen und den alten 
Krieger  wieder  hervorzuholen,  wird 
uns  in  Abgründe  stürzen,  die  wir 
glaubten, überwunden zu haben.

1989  veranstalteten  die  Münchner 
Kammerspiele  ein  Podium  mit  dem 
Thema „Reden über das eigene Land.“ 
Eingeladen  war  dort  auch  Graf  Wolf 
von Baudissin. 

An  seine  Rede  muss  erinnert  wer-
den,  um zu erkennen, in welche Ge-
fahr uns die  gegenwärtige politische 
und militärische Führung führen will.

Für Baudissin war klar, dass eine Si-
cherheitspolitik  im  Nuklearzeitalter 
eine ganz andere Politik und Strategie 
erfordert.  Die Aufrüstungsspirale der 
Weltmächte,  die  fortwährende 
schnelle  Entwicklung  hochtechnisier-
ter autonomer Waffen, verbunden mit 
wahnsinnigen Kosten, hätten nicht zu 
mehr Sicherheit geführt – im Gegen-
teil. 

Die  Schlussfolgerung  daraus  war 
für Baudissin: Sicherheitspolitik muss 
Sicherheitspolitik miteinander sein. Si-
cherheitspolitik  im  Atomzeitalter 
muss von der Einsicht ausgehen, dass 
es  nicht  um  Sicherheit  voreinander 
geht,  sondern  um  Sicherheit  mitein-
ander. Ohne Empathie können wir die 
Bedrohungsgefühle  und  Ängste  der 
anderen Seite nicht verstehen. Die in-
nere  Stabilität  der  anderen  Seite  ist 
von  existenzieller  Bedeutung für  die 
eigene Sicherheit. Militärische Überle-
genheit gibt nicht mehr Sicherheit, sie 
kann  destabilisieren,  sie  beunruhigt 
den  anderen  und  beschleunigt  den 
Rüstungsprozess.

Was wir brauchen, ist Transparenz. 
Gegenseitig  muss  präzise  aufgezeigt 
werden: Was ist die Zielsetzung, was 
sind die Entscheidungsprozesse, wel-
che  Militärstrategie  gibt  es  und wel-
che Potenziale.

Wenn wir wirklich Entspannungspo-
litik wollen, dann, so Baudissin, müs-
sen  wir  auf  Feindbilder  verzichten. 
Feindbilder  sind  attraktiv.  Die  Welt 
wird  eingeteilt  in  die  Guten und die 
Bösen.  Das  kann  uns  ablenken  von 
den eigenen Konflikten in unserer Ge-
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sellschaft  und  den  Schwierigkeiten  im 
eigenen Bündnis.

Bedrohungsängste  und  Misstrauen 
aber  verhindern  eine  rationale  Politik. 
Wir müssen akzeptieren, dass unser Ge-
genüber  anders  ist  als  wir.  Wesentlich 
war für Baudissin die Einsicht: Der jewei-
lige Gegner hat von seinem Standpunkt 
genauso recht, selbst wenn er das Ge-
genteil  tut  oder  behauptet  von  dem, 
was wir gerne für das Richtige halten.

Konflikte  zu  lösen  ist  ein  mühsamer 
Prozess. Schritt für Schritt und nur mit 
einem  internationalen  Krisenmanage-
ment  kann  es  gelingen.  Deshalb  müs-
sen  wir  die  internationalen  Strukturen 
stärken.

Kooperative  Rüstungssteuerung  ist 
notwendig,  und  ein  System  kollektiver 
Sicherheit  zur  friedlichen  Konfliktrege-
lung könnte aus dem Kreislauf der Ge-
walt heraushelfen.

Auf einen gerade heute wichtigen As-
pekt hat Baudissin in seiner Münchner 
Rede hingewiesen:

„Wir sind nicht nur in der NATO, um ge-
schützt zu werden, sondern auch, damit 
die anderen vor möglichen teutonischen 
Ausflügen sicher sind.“

Wir brauchen deshalb eine Entmilitari-
sierung  nach  innen.  Die  Bundeswehr 
solle  Interdependenzen  und  Assoziie-
rungen eingehen mit unterschiedlichen 
Ländern, gerade auch mit anderer poli-
tischer Ausrichtung. Das diene einer gu-
ten Koexistenz und diene dem Frieden 
mehr als  einer  drohenden Aggression. 
Hoch  qualifizierte  Generalstabsoffiziere 
und  Diplomaten  könnten  ein  Defence 
College  bilden  aus  unterschiedlichen 
Ländern.  Das  wäre  die  Basis  einer 
fruchtbaren Koexistenz.

Es  gibt  Befürchtungen,  so  Baudissin 
1989, dass Deutschland mit seiner politi-
schen  und  wirtschaftlichen  Macht  sich 
zu  einem  vierten  Reich  entwickeln 
könnte.  Ein  unkontrolliertes  Deutsch-
land  nach  der  Wiedervereinigung  er-
scheine unseren Nachbarn gefährlich.

Heute,  37  Jahre  später,  klingen Bau-
dissins  Worte  wie  eine  sich  erfüllende 
Prophetie.

Baudissin, der damals schon ein unge-
liebter Mahner war,  wird nur noch hin 
und wieder erwähnt. 

Den Ton aber  geben die  Krieger  an: 
80 Jahre der Zurückhaltung sind genug. 
Deutschland  muss  zu  einer  Führungs-
macht  in  Europa  werden.  Feindbilder 

beherrschen  den  Diskurs.  Barbaren 
seien  die  Russen,  so  Kanzler  Merz, 
Schlächter und Unmenschen. Deshalb 
sei es nur folgerichtig, Russland in un-
serer  Militärstrategie  als  den  Haupt-
feind  zu  brandmarken.  Und  deshalb 
müsse Deutschland zur stärksten kon-
ventionellen Armee in Europa werden. 
Weil wir wirtschaftlich stark sind, qua-
lifiziert uns das, die Führungsrolle zu 
übernehmen.

Alle müssen in die Arena, sagt der 
Generalinspekteur. Alle, auch die Kin-
der, Popcorn ist alle. Kampf ist ange-
sagt. 

Nie wieder Sieg!? Baudissin scheint 
sich geirrt zu haben. Ein Weichei sei er 
gewesen, der Graf, getöpfert habe er 
mit seiner Frau.

Sönke Neitzel, Professor in Potsdam 
für Militärgeschichte , beschreibt in ei-
nem  TAZ-Interview  die  Aufgabe  der 
Soldaten so: Kämpfen, töten, sterben. 
Vielleicht ist es der letzte Sommer in 
Frieden. Die Soldaten müssen wir mo-
tivieren,  mit  Liedern,  mit  Uniformen, 
mit Abzeichen. Sinn müssen wir ihnen 
vermitteln. Altmodische Dinge wie Lie-
der,  Fahnen  und  Abzeichen.  Warum 
hat die Bundeswehr kein einziges Lied 
aus Afghanistan, fragt Sönke Neitzel. 
Wo sind die  Ehrenkreuze für  Tapfer-
keit?

Der deutsche Krieger erlebt gerade 
eine  erstaunliche  Wiedergeburt.  Ver-
gessen scheint das Friedensgebot des 
Grundgesetzes,  das  Völkerrecht,  der 
Verteidigungsauftrag nur für das Bun-
desgebiet. Der Zwei-plus-Vier-Vertrag: 
gebrochen!

Wer aber rettet uns vor der Hybris 
unserer politischen und militärischen 
Führung,  wir  seien  wieder  berufen, 
die  Größten,  die  Stärksten  zu  sein? 
Wer rettet uns vor dem Wahn, Krieg 
sei die Fortsetzung der Politik mit an-
deren Mitteln?

Ist es der Gott, der im Bendlerblock 
angeschrien wurde, zu helfen, und auf 
dessen  Hilfe  der  fromme  Katholik 
Friedrich  Merz  in  seinem  Amtseid 
auch  nicht  verzichten  mochte?  Scha-
den wolle er vom deutschen Volk ab-
wenden und das Grundgesetz wahren 
und  verteidigen,  so  wahr  ihm  Gott 
helfe?

Vielleicht ist die Enzyklika des neuen 
Papstes  „Magnifica  Humanitas“  es 
wert,  innezuhalten  und  nachzuden-
ken.

Es festigt sich zunehmend, so Papst 
Leo XIV., eine Kultur der Macht. Herr-
schaft  wird  ausgeübt,  weil  man  es 
kann.  Das  Gemeinwohl  der  Mensch-
heit ist uninteressant, es spielt  keine 
Rolle. Das Drama der Völker im Krieg, 
es  ist  zweitrangig.  Normalisiert  wird 
der Krieg. Es geht um immer größere 
Macht, und der Realismus der Macht 
behauptet: Es gibt keine Alternative.

Das  historische  Gedächtnis  ver-
blasst.  Weitblick  auf  langfristige  Fol-
gen gibt es nicht. 

Kriege werden auch kulturell vorbe-
reitet:  durch  vereinfachende  Narra-
tive,  eine  Freund-Feind-Logik,  Desin-
formation und Angst.  Gewalt  gilt  als 
notwendig oder wird sogar als  „sau-
ber“ dargestellt.

Dialog,  Diplomatie,  Konfliktpräven-
tion, Vergebung sind suspendiert.

Für Papst Leo XIV. ist der Rückgriff 
auf Stärke, Gewalt und Waffen nichts 
anderes  als  Ausdruck  von  Bezie-
hungsarmut.  Es  ist  eine  Katastrophe 
für  die  Zivilbevölkerung.  Konflikte 
werden  zur  Quelle  von  Macht  und 
Profit.

Papst  Leo  XIV.  macht  Vorschläge, 
um eine  Einstellung gegen das  Boll-
werk der Entmenschlichung zu finden:

Worte  entwaffnen,  Frieden  in  Ge-
rechtigkeit aufbauen, die Perspektive 
der  Opfer  einnehmen,  einen  gesun-
den  Realismus  pflegen,  den  Dialog 
und  den Multilateralismus  wiederbe-
leben.

An  die  Regierenden  richtet  der 
Papst den besonderen Appell: 

„Lasst uns zusammenkommen, lasst uns  
miteinander sprechen, lasst uns verhan-
deln! Krieg ist niemals unvermeidlich, 
Waffen lösen keine Probleme, sondern 
sie verschärfen sie. Geschichte schreiben  
die Friedensstifter, nicht die, die Leid sä-
en.
Die anderen sind nicht zuerst unsere 
Feinde, sondern unsere Mitmenschen, 
sie sind keine Verbrecher, die man has-
sen muss, sondern Männer und Frauen, 
mit denen wir sprechen können.
Erteilen wir den manichäischen Vorstel-
lungen eine Absage, die so typisch sind 
für die Narrative der Gewalt, die Welt in 
Gute und Böse zu teilen.“

Der Beitrag erchien zuerst auf den  
Nachdenkseiten am 22.8.2026
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Aufruf an Papst Leo XIV: Wir schlafwandeln in einen Atomkrieg!
von Peter Kuznick, Ivana Nikolić Hughes von Nuclear Insanity sowie zahlreichen Unterzeichnern 

Wir appellieren an Sie, Eure Heiligkeit 
Papst Leo XIV., als den Führer, der sich 
am  stärksten  dafür  eingesetzt  hat,  für 
die  gesamte  Menschheit  zu  sprechen, 
anstatt für bestimmte Nationen, Religio-
nen  oder  Wählergruppen,  einen  inter-
nationalen  Notfallgipfel  einzuberufen, 
um die Welt  vom derzeitigen Kurs des 
Krieges und einer möglichen nuklearen 
Katastrophe abzubringen und die größ-
ten Krisen, denen die Menschheit heute 
gegenübersteht, friedlich zu lösen. 

Ein solches Vorgehen stünde im Ein-
klang mit  Ihren wiederholten Aufrufen 
zu Frieden und Gerechtigkeit seit Ihrem 
Amtsantritt als Papst – Aufrufe, die Milli-
onen,  wenn nicht  Milliarden  von Men-
schen  auf  unserem  Planeten  inspiriert 
und ihnen Hoffnung gegeben haben.

Am  10.  Juni  2025  veröffentlichte  die 
damalige  US-Direktorin  des  Nationalen 
Nachrichtendienstes  (DNI),  Tulsi  Gab-
bard,  ein  kurzes,  aber  erschreckendes 
Video,  das  in  Hiroshima  begann  und 
davor  warnte,  dass  wir  „dem Abgrund 
der  nuklearen  Vernichtung  näher  sind 
als je zuvor“ und dass „Kriegstreiber aus  
der politischen Elite leichtfertig Angst und  
Spannungen zwischen den Atommächten  
schüren“.  „Es  liegt  an  uns,  dem  Volk“, 
schloss sie, „uns zu Wort zu melden und  
ein Ende dieses Wahnsinns zu fordern. Wir  
müssen diesen Weg in den Atomkrieg ab-
lehnen und auf eine Welt  hinarbeiten,  in  
der niemand in Angst vor einem atomaren  
Holocaust leben muss.“

Am  20.  Oktober  2025  warnte  Sergej 
Naryschkin,  der  Leiter  des  russischen 
Auslandsgeheimdienstes SVR: „Die Welt 
erlebt derzeit den fragilsten Moment für 
die  internationale  Sicherheit  seit  dem 
Zweiten  Weltkrieg.“  Naryschkin  fuhr 
fort:  „Unsere  gemeinsame  und  vielleicht  
wichtigste  Aufgabe  besteht  darin,  si-

cherzustellen,  dass die An-
passung an die neue Reali-
tät  ohne  einen  großen  
Krieg verläuft, wie es in frü-
heren  historischen  Phasen  
der  Fall  war.“  Es  ist  nun 
schon  viele  Monate  her, 
seit  die  beiden  Geheim-
dienstchefs  Alarm  schlu-
gen, und wir sind der nu-
klearen  Vernichtung  nur 
noch näher gekommen – 
viel näher.

Als  Gabbard  und  Naryschkin  diese 
Warnungen  aussprachen,  tobte  der 
Krieg  in  der  Ukraine,  Israel  verübte 
seinen  Völkermord  im  Gazastreifen, 
und die Spannungen zwischen China 
und den USA wegen Taiwan und des 
Südchinesischen Meeres waren hoch. 
Seitdem ist der Krieg der USA und Is-
raels  gegen  den  Iran  hinzugekom-
men.  Die  Gefahr  eines  Dritten  Welt-
kriegs ist somit exponentiell gewach-
sen.

Es  gibt  weiterhin  Anzeichen  dafür, 
dass die Staats- und Regierungschefs 
sich  auf  eine  solche  Eventualität 
vorbereiten, obwohl wir seit mehr als 
vier  Jahrzehnten  wissen,  dass  selbst 
ein  begrenzter  Atomkrieg  –  ge-
schweige denn ein groß angelegter – 
weltweit unvorstellbare Schäden aus-
lösen könnte, einschließlich eines nu-
klearen  Winters,  der  das  Leben  auf 
unserem Planeten zu vernichten dro-
hen würde. 

Am 20. August 2024 veröffentlichte 
die „New York Times“ einen Artikel auf 
der Titelseite, in dem gewarnt wurde, 
dass sich die USA auf einen gleichzeiti-
gen Atomkrieg an drei Fronten gegen 
Russland,  China  und  Nordkorea 
vorbereiten  würden.  Am  selben  Tag 
berichtete das „Bulletin of  the Atomic  
Scientists“  über  eine  wachsende 
Gruppe von Nuklearstrategen, die der 
Ansicht  sind,  dass ein Atomkrieg ge-
führt  und  gewonnen  werden  könne, 
womit  sie  jahrzehntelange  Erkennt-
nisse, wonach ein Atomkrieg nicht ge-
wonnen  werden  könne  und  niemals 
geführt  werden  dürfe,  faktisch  auf 
den Kopf stellen. 

Im  vergangenen  Jahr  erklärte  der 
US-Admiral  Thomas  Buchanan,  die 
USA würden sich darauf vorbereiten, 

einen Atomkrieg zu führen und zu ge-
winnen,  und  genügend  Atomwaffen 
in  Reserve  halten,  um  ihre  globale 
Vorherrschaft  aufrechterhalten  zu 
können. Vor kurzem hat der politische 
Chef  des  US-Verteidigungsministeri-
ums,  Elbridge Colby,  die  Notwendig-
keit  erörtert,  dass die USA zusätzlich 
zum Einsatz von Truppen aus Südko-
rea  und Japan taktische  Atomwaffen 
einsetzen müssten,  falls  es  zwischen 
den USA und China zu Kampfhandlun-
gen  in  der  Taiwanstraße  kommen 
sollte.

Die Experten hinter der „Doomsday 
Clock“  des  „Bulletin  of  the  Atomic 
Scientists“ sind nicht die Einzigen, die 
der  Ansicht  sind,  dass  sich  die  Welt 
immer mehr einer nuklearen Vernich-
tung  nähert.  Und  zusätzlich  zu  den 
Bedrohungen seitens der USA haben 
mehrere einflussreiche russische Poli-
tiker Wladimir Putin dazu aufgerufen, 
Atomwaffen einzusetzen, um die Uk-
raine zu besiegen.

Wir,  die  Unterzeichner  aus  aller 
Welt,  halten den Zeitpunkt für  güns-
tig, einen internationalen Notfallgipfel 
einzuberufen,  um  die  großen  Kon-
flikte in der Welt anzugehen und die 
Notwendigkeit  zu erörtern,  sich vom 
nuklearen  Abgrund  zurückzuziehen. 
Russland steckt seit fast fünf Jahren in 
der Ukraine fest. 

Obwohl Russland unter hohen Kos-
ten weiterhin schrittweise Geländege-
winne erzielt, ist die Lage an der Front 
weitgehend  festgefahren,  und  beide 
Seiten  richten  durch  ihren  Drohnen- 
und Raketenkrieg erhebliche Schäden 
an  der  Energieinfrastruktur  und  der 
Schifffahrt an, was zu globalen Ener-
gie-  und  Nahrungsmittelengpässen 
führt  und sowohl  innerhalb als  auch 
außerhalb  ihrer  jeweiligen  Länder 
Leid verursacht.

Wenn  die  von  der  NATO  unter-
stützte  Ukraine  weiterhin  Russlands 
rote  Linien  überschreitet,  wird  Putin 
dann bereit und in der Lage sein, die 
russischen  Falken  zu  bremsen?  Die 
USA hingegen waren bislang nicht in 
der  Lage,  einen diplomatischen Aus-
weg aus ihrem Krieg mit dem Iran zu 
finden, der keinerlei Anzeichen dafür 
zeigt, dass er den USA gestatten wird, 
die Krise zu beenden, die sie gemein-
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sam  mit  Israel  durch  den  Angriff  auf 
den  Iran  ausgelöst  haben.  Während 
China  darauf  besteht,  dass  der  Erhalt 
Taiwans  seine  ultimative  rote  Linie  ist, 
würden alle in der Region davon profi-
tieren, wenn sich die Spannungen beru-
higen  und  Ressourcen  in  die  Entwick-
lung  –  im  Sinne  von  Chinas  „Belt  and 
Road“-Initiative – statt in Kriegshandlun-
gen fließen würden.

Dieser  letzte  Punkt  sollte  universell 
gelten. Es ist schmerzlich verschwende-
risch  zu  sehen,  wie  so  viele  Nationen 
Ressourcen  von  den  Bereichen  Ernäh-
rung,  Wohnen,  Bildung  und  Gesund-
heitsversorgung  auf  ihre  Streitkräfte 
umleiten.  Dies  gilt  insbesondere  für 
Nordamerika, Europa und Asien, wo die 
Diskussion über eine friedliche Konflikt-
lösung  der  Diskussion  über  Kriegs-
vorbereitungen gewichen ist. 

Diese Verschwendung und Irrationali-
tät zeigen sich am deutlichsten bei den 
Ausgaben der neun Atomwaffenstaaten 
zur  Aufrechterhaltung,  Modernisierung 
und Aufstockung ihrer Atomwaffenarse-
nale, die die menschliche Zivilisation in-
nerhalb  weniger  Minuten  auslöschen 
könnten. 

Als erster Staat, der 2017 den Vertrag 
über das Verbot von Kernwaffen (TPNW) 
unterzeichnet  und  ratifiziert  hat,  muss 
der  Heilige  Stuhl  unter  Ihrer  Führung 
den  Zielen  dieser  kraftvollen  Initiative 
von hundert Nationen treu bleiben, die 
dem Vertrag bislang beigetreten sind.

Wie  Sie  selbst  vor  einigen  Monaten 
weise  und  eindringlich  erklärt  haben: 
„Ich habe mehr als einmal den eindringli-
chen  Appell  wiederholt,  den  der  heilige  
Paul VI.  an die Generalversammlung der  
Vereinten  Nationen  richtete  –  Was  mich  
verbindet,  so  bemerkte  mein  verehrter  
Vorgänger,  ist  ein Pakt,  besiegelt  ‚mit  ei-
nem Eid, der die zukünftige Geschichte der  
Welt verändern soll: Nie wieder Krieg, nie  
wieder Krieg! Es ist der Frieden, der Frie-

den, der das Schicksal der Nationen der  
gesamten Menschheit  leiten  muss‘!  Ge-
rade  im  Atomzeitalter  muss  sich  die  
Wahrheit  durchsetzen:  Nicht  Atomwaf-
fen  schaffen  Frieden,  sondern  Abrüs-
tung.  Diese  Wahrheit,  die  in  vergange-
nen Jahrzehnten,  als  wir  eine nukleare  
Deeskalation  erlebten,  klar  zu  sein  
schien, wurde durch ein Wettrüsten ver-
deckt,  das  heute  Angst  und  Schrecken  
verbreitet.“

Es war in der Tat Papst Paul VI., der 
erste Papst, der im Oktober 1965 vor 
den Vereinten Nationen sprach und in 
dieser außergewöhnlichen Ansprache 
Präsident  Kennedy  zitierte:  „Die  
Menschheit  muss  dem  Krieg  ein  Ende  
setzen, sonst wird der Krieg der Mensch-
heit  ein  Ende  setzen.“  Er  zitierte  das 
Buch Jesaja und erklärte:  „Sie werden 
ihre Schwerter zu Pflugscharen und ihre  
Speere  zu  Winzermessern  umschmie-
den.“  In  seiner  Enzyklika „Populorum 
Progressio“  von  1967  betonte  Papst 
Paul  VI.:  „Entwicklung  ist  der  neue  
Name für Frieden.“

Auch  andere  Päpste  haben  in  Kri-
senzeiten mutige Initiativen ergriffen, 
um die Menschheit zu retten. Im Ok-
tober  1962  plädierte  Papst  Johannes 
XXIII.  für  eine  friedliche  Lösung  der 
Kubakrise und trug dazu bei,  sowohl 
Präsident Kennedy als  auch Premier-
minister Chruschtschow eine Möglich-
keit zu bieten, das Gesicht zu wahren 
und die Krise diplomatisch statt militä-
risch zu lösen –  zu einem Zeitpunkt, 
als ein Krieg unmittelbar bevorzuste-
hen schien. 

Ein  ähnliches  Unterfangen  könnte 
heute  Erfolg 
haben, da die 
beiden  gro-
ßen  Konflikte 
der  Welt  un-
lösbar festge-
fahren  zu 

sein  scheinen.  Dasselbe  gilt  für  das 
nukleare  Wettrüsten,  da  die  neun 
Atommächte  ihre  Arsenale  nicht  nur 
modernisieren,  sondern  auch  aus-
bauen –  nach Jahrzehnten vernünfti-
ger, wenn auch viel zu langsamer Re-
duzierungen. 

Und zum ersten Mal seit  Jahrzehn-
ten sind die beiden großen nuklearen 
Gegner durch keine Verträge zur nu-
klearen Rüstungskontrolle gebunden. 
Andere Länder und Gebiete, darunter 
Japan,  Südkorea,  Polen,  Saudi-Ara-
bien, Taiwan und die Ukraine, haben 
begonnen, über die Beschaffung eige-
ner  Atomwaffen  zu  diskutieren,  was 
die Welt nur in ein noch größeres nu-
kleares Pulverfass verwandeln würde.

Ein  Aufruf  des  Papstes  zu  einem 
Notfallgipfel, um die aktuellen Kriege 
zu  beenden  und  die  wachsende  Ab-
hängigkeit  von  Atomwaffen  und 
Kriegführung  umzukehren,  könnte 
den Staats- und Regierungschefs der 
Welt die Chance geben, einen neuen 
Kurs einzuschlagen und uns von der 
derzeitigen Entwicklung hin zu einem 
die Erde zerstörenden Atomkrieg ab-
zubringen. 

Wir fordern Sie, Papst Leo, dringend 
auf, Ihre einzigartige moralische Auto-
rität zu nutzen, um ein solches Treffen 
der  Staats-  und Regierungschefs  der 
Welt,  einschließlich  der  Staatschefs 
der drei wichtigsten Atommächte, ein-
zuberufen, damit sie zusammenkom-
men und auf die Bitten der Mensch-
heit  reagieren,  unsere  Welt  in  eine 
grundlegend andere Richtung zu len-
ken, bevor es zu spät ist.

Unser Video-Tipp
Glenn Diesen  ist norwegischer Politologe und Universi-
tätsprofessor mit  den Schwerpunkten auf russische in-
ternationale  Beziehungen,  Geoökonomie,  Konservatis-
mus und die „Greater Eurasia Initiative“. 
Seine YouTube-Präsenz hat aktuell 584.000 Abonnenten 
über  alle  Sprachkanäle.  Seine  wiederkehrenden  Inter-
viewpartnern sind z.B. Jeffrey Sachs und John Mearshei-
mer.  Mittlerweile  gibt  es  von  ihm weit  über  1000  Ge-
sprächsvideos  von  zumeist  45  bis  60  Minuten,  davon 
über 800 mit deutscher Simultanübersetzung. 
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Aufruf für die Demonstrationen am 3. Oktober 2026
Nein zu Hochrüstung, 
Wehrpflicht und Krieg!
Für  Frieden,  demokratische  Rechte  
und soziale Sicherheit!

Die Gefahr eines direkten Krieges mit 
Russland, sogar eines Atomkrieges, wird 
immer größer. Deutschland wird kriegs-
tüchtig  gemacht.  Die  Regierung  will, 
dass Deutschland erneut zur Führungs-
macht wird. Deshalb soll die Wehrpflicht 
wieder eingeführt werden. Gesundheits-
wesen  und  Infrastruktur  werden  auf 
Krieg  getrimmt,  Meinungsfreiheit  und 
demokratische  Rechte  eingeschränkt. 
Die  Bundeswehr  wird  zur  größten  Ar-
mee  Europas  hochgerüstet.  Weitrei-
chende Erstschlagwaffen werden entwi-
ckelt. Sie sind gegen Russland gerichtet 
und machen Deutschland im Kriegsfall 
zum bevorzugten Angriffsziel.

Die  Ausgaben  für  Hochrüstung  und 
Militär  wurden  in  Deutschland  in  den 
letzten fünf Jahren verdoppelt und sol-
len bis 2030 nochmals verdoppelt wer-
den, um das NATO-5%-Ziel bis 2035 zu 
erreichen.  Wir  müssen  das  bezahlen, 
mit  höheren Steuern,  Sozialabbau und 
schlechteren  öffentlichen  Leistungen. 
Schon jetzt  fehlen Milliarden bei  Kran-
kenhäusern, Pflege, Schulen, Hochschu-
len und Kitas,  Jugend und Kultur,  Um-
weltschutz und Verkehr. Wir sollen län-
ger arbeiten und die Renten noch nied-
riger  werden.  Sanktionen  führen  zu 
Preissteigerungen  und  Arbeitsplatzver-
lusten.

Begründet wird diese Hochrüstung 
mit einer Bedrohung durch Russland. 
Doch selbst die US-Geheimdienste ge-
hen davon aus, dass Russland weder 
die Absicht noch die Fähigkeiten hat, 
NATO-Staaten  anzugreifen.  Schon 
heute  sind  die  europäischen  NATO-
Staaten  Russland  militärisch  weit 
überlegen – auch ohne die USA.

Während die Bundesregierung Völ-
kerrechtsverstöße  Russlands  anpran-
gert,  unterstützt  sie  die  USA und Is-
rael  bei  ihren  völkerrechtswidrigen 
Kriegen gegen den Iran, Libanon und 
andere  Länder:  durch  politische 
Schützenhilfe, Waffenlieferungen und 
die Genehmigung, US-Militärbasen in 
Deutschland zu nutzen. Sie tut nichts 
gegen die völkerrechtswidrige Besat-
zungspolitik  Israels  in  Palästina  und 
den von UN-Experten und Menschen-
rechtsorganisationen  so  benannten 
Völkermord  im  Gaza-Streifen.  Durch 
ihr  Schweigen  und  Nichtstun  akzep-
tiert sie die Fortführung der seit über 
65 Jahren andauernden Blockade ge-
gen Kuba sowie die Androhung einer 
militärischen Intervention. Diese Dop-
pelstandards untergraben das Völker-
recht.

Statt  sich  um  Friedenslösungen zu 
bemühen,  eskalieren und verlängern 
Deutschland, die EU und die NATO mit 
ihrer Militärhilfe, auch für Angriffe tief 
in Russland, den Krieg in der Ukraine 
und  das  Leiden  der  Menschen. 
Deutschland  wird  zunehmend  zur 
Kriegspartei. Es wird riskiert, dass sich 
der Krieg auf ganz Europa ausweitet.

Unterstützt 
und  geschützt 
werden  müs-
sen diejenigen, 
die  sich  dem 
Krieg  verwei-
gern  und  vor 
ihm  fliehen. 
Bekämpft  wer-

den müssen die  Ursachen von Krieg 
und Flucht.  Kriege und Hochrüstung 
zerstören Lebensgrundlagen und sind 
mit  wirksamem  Umwelt-  und  Klima-
schutz unvereinbar.

Wir  sagen  NEIN  zu  allen  Kriegen. 
Wir lehnen die Militarisierung unserer 
Gesellschaft  und  die  Einschränkung 
demokratischer Rechte ab. Wir stellen 
uns gegen die Unterordnung von Ge-
sundheitswesen, Bildung und Wissen-
schaft unter die Kriegstüchtigkeit.

Wir fordern:
>  Schluss  mit  Hochrüstung, 

Kriegswirtschaft und Sozialabbau!
> Keine Erstschlagwaffen!
> Nein zur Wehrpflicht und ande-

ren Zwangsdiensten!
>  Stopp  aller  Wirtschaftssanktio-

nen und Waffenlieferungen!
> Schließung aller US-Militärstütz-

punkte  in  Deutschland  und  Abzug 
der US-Atomwaffen!

>  Zurück  zum  Völkerrecht  –  für 
alle!

Wir brauchen Abrüstung, neue Ab-
kommen  zur  internationalen  Rüs-
tungskontrolle,  den  Beitritt  Deutsch-
lands zum Atomwaffenverbotsvertrag 
und  eine  gemeinsame  Friedensord-
nung in Europa unter Einschluss Russ-
lands.  Wir  wollen Frieden und diplo-
matische  Lösungen  entsprechend 
dem Völkerrecht!

Dafür gehen wir  am 3.  Oktober in 
Berlin und Stuttgart auf die Straße.
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Weitere Infos: 
www.friedensdemo0310.org

Foto: Schlossplatz in Stuttgart vom 3.10.2025
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